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Auf der Grundlage der jeweils giiltigen allgemeinen Weisungen zu den
~Angemessenen Kosten flir Unterkunft und Heizung im Landkreis Aichach-Friedberg
gibt sich das Jobcenter Wittelsbacher Land im Einvernehmen mit den zustandigen
Stellen des Landkreises folgende

\\

Richtlinie zu § 22 SGB |l

Stand: 08.08.2016
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Allgemeines
(22.1)

Die nachstehende Richtlinie regelt die haufigsten im Zusammenhang mit
der Ubernahme von Unterkunftskosten auftretenden Rechtsfragen.

Grundsatzlich sind die im Rahmen des Mietvertrages vom
Leistungsberechtigten geschuldete angemessene
Bruttokaltmiete (BKM = Grundmiete und Nebenkosten)
sowie die angemessenen Kosten fur Heizung in der
jeweils tatsachlichen Hohe als Bedarf zu berlcksichtigen.

Angemessenheit
der BKM -
Prifreihen-
folge

(22.2)

Die Prifung der Bruttokaltmiete erfolgt nach folgender Prifreihenfolge.
1. Ermittlung des Richtwertes (vgl. Rz. 22.3 und 22.5)

2. Vergleich des Richtwertes mit der tatsachlichen BKM (Rz.
22.8)

Bei Uberschreitung des Richtwertes der BKM:

3. Prufung, ob Besonderheiten des Einzelfalles eine
Abweichung gegeniiber dem Richtwert rechtfertigen (Rz.
22.9)

4. Wirtschaftlichkeitsprufung (Rz. 22.11)

Die Prifung der Angemessenheit ist aktenkundig zu machen.

Als Ubersicht der Kosten der Unterkunft und Heizung und Prifung der
Angemessenheit sind je nachdem ob es sich um Wohneigentum oder um
eine Mietwohnung handelt, unter folgenden Pfad abgelegte Rechner zu
verwenden und ein Ausdruck in die Leistungsakte aufzunehmen. Der
Ausdruck in der Akte wird mit einem orangen Streifen mit grinen Punkt
gekennzeichnet.

\\N0003811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\VORDRUCKE\Word\SGB _II\Kdu

Richtwert
(22.3)

1. Ermittlung des Richtwertes (schllissiges Konzept)

Der Landkreis Aichach-Friedberg hat gemeinsam mit der Fa. Rodl &
Partner aus NuUrnberg ein schlissiges Konzept zur Ermittlung des
angemessenen Richtwertes entwickelt. Alle Details und Einzelheiten
sind dem Abschlussbericht vom August 2015 zu entnehmen. Diesen
findet ihr unter:
\\Dst.baintern.de\dfs\811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\KDU\schlUssiges_Konzept\BERICHT + Verfahren
svereinbarung LRA



file://///N0003811/Ablagen/D81102-ARGE-Wittelsbacher-Land/Leistung2011/VORDRUCKE/Word/SGB_II/Kdu
file://///N0003811/Ablagen/D81102-ARGE-Wittelsbacher-Land/Leistung2011/VORDRUCKE/Word/SGB_II/Kdu
file://///Dst.baintern.de/dfs/811/Ablagen/D81102-ARGE-Wittelsbacher-Land/Leistung2011/KDU/schlüssiges_Konzept/BERICHT_+_Verfahrensvereinbarung_LRA
file://///Dst.baintern.de/dfs/811/Ablagen/D81102-ARGE-Wittelsbacher-Land/Leistung2011/KDU/schlüssiges_Konzept/BERICHT_+_Verfahrensvereinbarung_LRA
file://///Dst.baintern.de/dfs/811/Ablagen/D81102-ARGE-Wittelsbacher-Land/Leistung2011/KDU/schlüssiges_Konzept/BERICHT_+_Verfahrensvereinbarung_LRA
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Ange-
messene
Wohnflachen
(22.4)

Angemessen sind

fur Alleinstehende bis zu 50 gm
Fur zwei Haushaltsangehorige bis zu 65 gm
Fur drei Haushaltsangehorige bis zu 75 gqm
Fur vier Haushaltsangehorige bis zu 90 gm

Fir jeden weiteren Haushaltsangehdrigen erhoht sich diese Wohn-
flache um 15 gm.

In besonderen Fallen kann eine groRere Wohnflache in der Regel um
bis zu 15 gm berucksichtigt werden z. B. bei

e Schwerbehinderung bzw. Pflegebedurftigkeit

e bevorstehender dauerhafter Aufnahme weiterer Familienange-
horiger, auch Geburt

e Eltern mit gemeinsamem Sorgerecht, wenn das gemeinsame Kind
sich bei beiden Elternteilen regelmafllig im Rahmen eines
Wechselumganges aufhalt (temporare BG). !

Rechtliche
Grundlage
(22.5)

Bei der Bestimmung des maligebenden Richtwertes ist die Zahl der
Mitglieder der Personen die dauerhaft zur Haushalts- oder Bedarfsge-
meinschaft zahlen, ausschlaggebend. Zu Wohngemeinschaften und
Untermietverhaltnissen ist eine Abgrenzung vorzunehmen, vgl. Rz. 22.7.

Der Regelfall einer Unterkunft wird ein privatrechtliches Mietverhaltnis
darstellen. Dabei sind fur die RechtmaRigkeit des Mietverhaltnisses die
einschlagigen Vorschriften des BGB (vgl. §§ 535 ff. BGB) mafgeblich.

Eine Ubernahme der Unterkunftskosten ist nur mdglich, wenn zur Zahlung
der Kosten eine entsprechende Verpflichtung besteht. Es soll sichergestellt
sein, dass die Begleichung der Unterkunftskosten tatsachlich erfolgt bzw.
beabsichtigt ist. Der Leistungsberechtigte muss sich tatsachlich
Uberwiegend in der Unterkunft aufhalten. Unbeachtlich sind kurze
Unterbrechungen durch Urlaub oder Krankheit.

Wohngemein-
schaft

sowie
Untermietver-
haltnis

(22.7)

Wohngemeinschaft

Bei einem Antragsteller bzw. einem Leistungsbezieher, der in einer
Wohngemeinschaft lebt, sind die gleichen Angemessenheitsgrenzen
anzuwenden, wie wenn dieser eine eigene Wohnung bewohnen wiirde. 2

Beispiel:
Es besteht eine Wohn- oder Haushaltsgemeinschaft von drei allein-
stehenden Personen, die nicht einer Bedarfsgemeinschaft zugeordnet

1BSG v. 07.11.2006, B 7b AS 14/06 R
2BSG v. 18.06.2008 B 14/11b AS 61/06 R)
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werden konnen. Die fur die Unterkunft anfallenden Kosten belaufen sich
auf 700,00 Euro. Fir die Bemessung der Unterkunftskosten ist darauf
abzustellen, was jede der alleinstehenden Personen als max. bean-
spruchbaren Unterkunftsaufwand beanspruchen koénnte (also je Person
die Richtwerte eines 1-Personen-Haushaltes). Keinesfalls darf auf einen
3-Personen-Haushalt abgestellt und das Produkt kopfanteilig aufgeteilt
werden.

Untermietverhaltnis

Die Hohe der Kosten fir Unterkunft und Heizung richtet sich ausschlief3lich
danach, was zwischen dem Mieter und Untervermieter rechtverbindlich
vereinbart wurde, soweit dieser Wert innerhalb der Richtwerte liegt. Es ist
darauf hinzuwirken, dass die Genehmigung des Hauptvermieters eingeholt
wird. Ist der Untermietvertag vom Hauptvermieter noch nicht genehmigt,
sind die Mietkosten in der Regel trotzdem zu lbernehmen. 2 Es soll
sichergestellt sein, dass die Kosten der Untermiete tatsachlich beglichen
werden.

Ist der Untermietvertrag zwischen Familienangehdrigen abgeschlossen, ist
in der Regel nur eine Aufteilung der Kosten der Unterkunft nach Kopfteilen
moglich, wenn es sich um eine Haushaltsgemeinschaft handelt. Bei
Familienmitgliedern kann von der Durchfihrung eines
Untermietverhaltnisses entsprechend dem zwischen Fremden (markt-
Ubliche Miete) nur ausgegangen werden, wenn eine Haushalts-
gemeinschaft nicht besteht. Kennzeichnend fur eine Haushalts-
gemeinschaft ist das wirtschaften aus einem Topf.

Vergleich
malfigeblicher
Richtwert und
tatsachliche
BKM

(22.8)

Vergleich des Richtwertes (22.5) mit der tatsachlichen BKM
Der ermittelte Richtwert ist mit der tatsachlichen Bruttokaltmiete zu
vergleichen.

Ubersteigt die tatsachliche Bruttokaltmiete den maRgebenden Richtwert ist
zu prufen, inwieweit im Einzelfall die Abweichung vom Richtwert
gerechtfertigt und die tatsachliche BKM als angemessen anzusehen ist.

Abweichender
Richtwert —
Prifung der
Besonderheit
des Einzelfalles
(22.9)

Priifung der Besonderheit des Einzelfalles

Besonderheiten des Einzelfalles, die durch einen Bezug zum Wohn-umfeld
eine Uberschreitung des Richtwertes rechtfertigen kdnnen , kénnen z. B.
sein:

e Erkrankung, die die Mobilitat erheblich Beeintrachtigen

e besondere Wohngemeinschaften (betreutes WWohnen)

e Umstande, die die Annahme rechtfertigen, dass eine Eingliederung
vom Erhalt des Wohnraums abhangig ist

¢ Menschen mit Behinderungen, wenn dadurch ein abweichender

3LSG NB v. 22.06.2006 L 8 AS 165/06
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Merkzeichen
G und aG

Wohnraumbedarf erforderlich wird.

e Menschen, die auf bestimmte soziale Bezlige und Kontakte in ihrem
Wohnumfeld angewiesen sind, z. B. suchkranke Menschen

Bei allen Personen mit Schwerbehindertenausweis mit Merkzeichen G
oder aG werden die Kosten der Unterkunft fur eine fiktive Person mehr
anerkannt, da in der Regel besondere Anforderungen an die Wohnung
entstehen, die erfahrungsgemal zu einem hdheren Mietpreis fuhre.
Beispiele: Erdgescholdwohnung mit Garten, mit Aufzug, bei Rollstuhlfahrer
erhdhter Platzbedarf bei Tlren, Bader Toiletten etc.)

Erlauterung: Die Aufzahlung soll der Orientierung dienen und ist nicht
abschliefend. Es ist zu prufen, ob und in welchen Umfang von einem
Kostensenkungsverfahren abgesehen wird. Hierbei kdnnen
fachkompetente Stellen, z. B. soziale Dienste, arztlicher oder
psychologischer Dienst, um Unterstutzung gebeten werden. Die
Entscheidungsgrund-lage ist aktenkundig zu machen

Es muss tatsachlich eine konkrete Moglichkeit bestehen, im
Vergleichsgebiet eine angemessene Wohnung auf dem Wohnungsmarkt
anmieten zu konnen. Hiervon kann ausgegangen werden, wenn ein
qualifizierter Mietspiegel vorhanden ist bzw. wenn regelmalig
Haufigkeitsfeststellungen von angemessenen Wohnungen getroffen
werden (14. Senat, BSG vom 19.02.2009, B4 AS 30/08 R).

Abweichende
Brutto-
Warmmietbe-
trachtung
(22.9)

Seit dem 01.08.2016 ist zur Beurteilung der Angemessenheit der
Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung auch die Bildung einer
Gesamtangemessenheitsgrenze zulassig (§ 22 Abs. 10 SGB Il). Diese
abweichende Brutto-Warmmietbetrachtung kann in Fallen angewandt
werden, in welchen die Grund- und Nebenkosten die Brutto-
Kaltmietgrenze Ubersteigt, aber durch geringe Heizkosten unsere Brutto-
Warmmietsgrenze (Brutto-Kaltmiete + angemessene Heizkosten) noch
unterschritten wird.

Wirtschafts-
lichkeitspru-
fung (22.10)

Wirtschaftlichkeitsprufung

Es ist zu prufen, ob die tatsachliche BKM unter Beachtung des Grund-
satzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beriicksichtigt werden
kann.

Grundsatzlich ist festzuhalten, dass ausweislich des Gesetzeswortlautes
und der Gesetzesbegrindung zur Neufassung des § 22 Abs. 1 Satz 4
SGB Il ab 1.1. 2011 (BT-Drucksache 17/3404 zu § 22 SGB Il, S. 98)
diese Vorschrift "ausschlieldlich den Interessen der kommunalen Trager
dient und keine subjektiven Rechte zugunsten der Leistungsberechtigten
begrundet." Die kommunalen Trager kdnnen von einer
Kostensenkungsaufforderung absehen, wenn die Bertcksichtigung der
unangemessen hohen Aufwendungen fur Unterkunft und Heizung als

8
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Bedarf geringere Aufwendungen verursacht als bei einem
Wohnungswechsel entstehen wiirden (zum Beispiel durch Ubernahme
der Mietkaution, der Aufwendungen fur einen Umzugswagen und die
Verpflegung der Helfer).

Dies wird in der Regel der Fall sein, wenn absehbar ist, dass die
leistungsberechtigte Person in naher Zukunft aus dem Leistungsbezug
ausscheidet, weil eine Arbeit aufgenommen wird oder der Rentenbezug
unmittelbar bevorsteht Bei der anzustellenden Prognoseentscheidung
sind die Umstande des Einzelfalles zu berticksichtigen. Eine
Kostensenkungsaufforderung zu einem spateren Zeitpunkt ist aufgrund
einer geanderten Prognose maoglich.

Kosten-
senkungs-
verfahren
(22.11)

Nach § 22 Abs. 1 SGB Il sind Bedarfe fur Unterkunft und Heizung sowie
Warmwasser in Hohe der tatsdchlichen Aufwendungen zu erbringen,
soweit sie angemessen sind. Soweit sie unangemessen sind, sind sie
solange in tatsachlicher Hohe zu Gibernehmen, als es dem Leistungs-
berechtigten oder der Bedarfsgemeinschaft nicht mdglich oder nicht
zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf
andere Weise die Aufwendungen zu senken. Unangemessene
Unterkunftskosten sind in der Regel langstens fur sechs Monate zu
Ubernehmen (8§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB Il).

Die 6-Monatsfrist begriindet sich u.a. aus der bisherigen Rechtsprechung
zum BSHG. Danach war dem Leistungsberechtigten eine Frist von sechs
Monaten (drei Monate Wohnungssuche, drei Monate Kindigungsfrist)
einzurdumen. Diese Frist kann unter Umstanden verkurzt werden, vgl.
Rz. 22.18 oder verlangert werden (vgl. Rz. 22.19).Die vorstehend
genannte Frist beginnt mit der Aufforderung zur Senkung der KdU, die
insbesondere die Hohe der angemessenen und auf Dauer zu
ubernehmenden Unterkunftskosten nennt, zu laufen.

Die Prufung der Zumutbarkeit ist Bestandteil des Kostensenkungsver-
fahrens. Dabei ist die Zumutbarkeit des Wohnungswechsels zu prifen. Ist
ein Wohnungswechsel nicht zumutbar und scheidet eine anderweitige
Kostensenkung aus, sind weiterhin die tatsachlichen Kosten zu
ubernehmen.

Zumutbar-
keitsprufung
(22.12)

Ein Wohnungswechsel kann unzumutbar sein, wenn damit die Aufgabe
des sozialen Umfelds verbunden ist. 4 Es kommt auf die gesamten das
Leben pragenden Umstande an. Beispielsweise macht allein die
Notwendigkeit eines Schulwechsels der Kinder ein Wohnungswechsel
nicht grundsatzlich unzumutbar. Jedoch ist zu berticksichtigen, dass ein
Schulwechsel zu Beginn eines Schuljahres gunstiger ist, als wenn die
Kinder wéahrend des Schuljahres aus dem Klassenverband herausgerissen
werden.

4BSG v. 07.11.2006 — B 7b AS 18/06 R, NDV-RD 2007, 34=BSGE97, 254 ff.; BSG v. 17.12.2009 - B
4 AS 27/09 R; BSG v. 19.02.2009 — B 4 AS 30/08 R, NDV-RD 2009, 94 ff.

9




/) jobcenter <

Wittelsbacher Land

Von besonderer Bedeutung ist das soziale Umfeld insbesondere fir
Menschen, die pflegebedirftige Menschen betreuen oder selbst
pflegebedirftig bzw. behindert sind oder an einer schweren Krankheit
leiden und daher auf ein familidres, nachbarschaftliches und medizinisches
Netzwerk angewiesen sind.

Wegfall der
Unzumutbar-
keit (22.13)

Entfallen innerhalb des Bewilligungszeitraums die Grunde fur die
Unzumutbarkeit, so kann der Dauerverwaltungsakt nach 8§ 48 SGB X
geandert werden. Ob die Grinde weiterhin vorliegen, ist regelméafig zu
prufen

Leistungsberechtigte haben verschiedene Mdéglichkeiten, ihre Kosten fir
die Unterkunft zu senken. Beispiel:

e Es kann mit dem Vermieter Uber eine Mietsenkung verhandelt
werden

e Eine zum Umzug alternative Kostensenkungsmethode ist die
Untervermietung. Sie kann erfolgen, wenn Leistungsberechtigte
und die Hauptvermieter damit einverstanden sind und geeignete
Raume zur Verfugung stehen

Konnen die Kosten nicht auf andere Weise gesenkt werden, kommt ein
Umzug erst als letzte Moglichkeit in Betracht.

Liegen keine Besonderheiten des Einzelfalls vor, nach denen tber dem
Richtwert liegende Unterkunftskosten angemessen sind, und ist ein
Wohnungswechsel grundsatzlich zumutbar und wirtschaftlich, werden
Leistungsberechtigte aufgefordert, ihre Kosten zu senken. Es beginnt die
Frist ab Information Uber die Unangemessenheit der Unterkunftskosten.
Die Information wird dem Kunden in der Clearingstelle im Rahmen des
Beratungsgespraches gegeben. Der Erhalt der Information wird durch
Unterschrift des Kunden bestatigt. Der Tag des Termins in der
Clearingstelle ist Fristbeginn.

Aufforderung
zur Kosten-
senkung (22.14)

Bei der Aufforderung und der Mitteilung der mal3gebenden individuellen
Angemessenheit handelt es sich um ein Informationsschreiben und nicht
um einen Verwaltungsakt. ° Darin soll dargestellt werden, welche
Maglichkeiten zur Kostensenkung bestehen (z. B. Gesprach mit dem
Vermieter, Untervermietung).

Kosten-
senkung (22.15)

Der Ablauf der Frist von in der Regel sechs Monaten ist mit
Wiedervorlage zu tberwachen. Ist bis zum Ablauf der Frist keine
Senkung der Unterkunftskosten erfolgt, sind die Kosten auf die Hohe des
Angemessenen zu senken.

5BSG v. 07.11.2006 — B 7b AS 10/06 R, NDV-RD 2007, 47 = BSGE 97, 254 ff.

10
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Keine Frist beli
Weigerung zur
Kosten-
senkung (22.16)

Erklart der Antragsteller trotz nachweislicher Rechtsfolgenbelehrung
ausdrucklich, er sei nicht bereit, Mal3hahmen zur Senkung der
Unterkunftskosten zu ergreifen werden die Unterkunftskosten unmittelbar
auf die Richtwerte gekirzt. Das gleiche gilt, wenn die Anmietung der
Wohnung (oder der Kauf des Eigenheims) weniger als sechs Monate vor
der Beantragung von Arbeitslosengeld Il erfolgte und zu diesem Zeitpunkt
unter Beriicksichtigung der tatsdchliche Kosten der Unterkunft bereits
(fiktiv) Hilfebedurftigkeit bestanden hétte oder wenn zu diesem Zeitpunkt
absehbar gewesen ware, dass die Aufwendungen fir die Unterkunft ohne
(kiinftige) Inanspruchnahme von Arbeitslosengeld Il nicht getragen
werden konnen.

Kirzung der
Frist (22.17)

Diese Frist kann unter Umstanden verkurzt werden, z. B. bei einer
vertraglich eingerdumten kirzeren Kundigungsfrist oder wenn aufgrund
der besonders gunstigen Situation auf dem Wohnungsmarkt eine
gunstigere Wohnung sofort angemietet werden kann.

Nachweis, dass
keine

Die Frist kann verlangert werden, wenn der Leistungsberechtigte
nachweist, dass es binnen der 6-Monatsfrist nicht mdglich war, die

Kostensenkung | Kosten zu senken. Ein méglicher Nachweis, zu den Bemuhungen, eine

moglich war angemessene Wohnung zu finden, kann eine Liste sein, die folgende

(22.18) Angaben enthalt: Zeitungsinserat oder Internetausdruck, Lage und Preis
der Wohnung, Ansprechpartner mit Name und Telefonnummer sowie
Grund fur die Absage.

Bei Weiter- Eine zur Kostensenkung eingerdumte Frist wird durch den Ablauf des

bewilligungs- Leistungszeitraumes bzw. Beginn eines sich daran anschlieRenden

antrag kein neuen Bewilligungszeitraumes nicht berthrt. Das bedeutet, dass bei

neuer Folgeantragstellung bzw. bei Beginn eines neuen Leistungszeitraumes

Fristbeginn die Frist nicht neu zu laufen beginnt.

(22.19)

Einholung der
Zusicherung
vor Umzug
(22.20)

Ab 01.08.2016

Zusicherungen

Im Falle eines beabsichtigten Umzuges, soll der Leistungsberechtigte vor
Abschluss des Mietvertrages die Zusicherung des fur die neue Unterkunft
drtlich zustandigen kommunalen Trégers einholen. Der kommunale Trager
ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn die Aufwendungen fur die neue
Unterkunft und Heizung angemessen sind. Die Notwendigkeit des
Vorhandenseins eines Umzugsgrundes bei Uber 25 Jahrigen elLBs ist
weggefallen.

Umzugsver-
einbarung mit
Augsburg
(22.21)

Die Umzugsvereinbarung mit dem JC Augsburg Land ist aufgrund der
Rechtsdnderung nicht mehr notwendig und tritt womit ab 01.08.2016 aul3er
Kraft.

Prufung der
Angemessen-
heit (22.22)

Die Erteilung einer Zusicherung kommt nur in Betracht, soweit die
Aufwendungen fur die neue Unterkunft angemessen sind. Hierbei
mussen die BKM angemessen sein. Der kommunale Tréger ist sogar zur
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Zusicherung verpflichtet, wenn die Aufwendungen fir die neue Unterkunft
und Heizung angemessen sind.

Erforderliche
bzw.
gerechtfertigte
Umzlge
(22.23)

Die Prufung der Erforderlichkeit bei der Zusicherung eines Umzuges ist
bei unter 25 Jahrigen eLBs mit der Rechtséanderung zum 01.08.2016
weggefallen.

Erhohung der

Soweit vor Umzug die Zusicherung nicht eingeholt wird, hat dieser

KdU bei nicht | Verstol3 zur Folge, dass von Beginn an (ohne Berlicksichtigung einer

zugesichertem | Ubergangsfrist) lediglich die angemessenen Kosten fur Unterkunft zu

Umzug am berticksichtigen sind, sofern es sich um einen Umzug am gleichen Ort

gleichen Ort handelt. Dasselbe gilt auch, wenn eine Unterkunft trotz versagter

(22.24) Zusicherung angemietet wird. Soweit sich nach einem nicht
zugesicherten Umzug innerhalb desselben Ortes die angemessenen
Kosten fur Unterkunft und Heizung erhéhen, wird nur der bisherige
Bedarf anerkannt (8 22 Abs. 1 Satz 2 SGB Il), d. h. die bis zum Umzug zu
berticksichtigenden angemessenen Kosten.

Umzug ohne § 22 Abs. 1 Satz 2 SGB |l findet auf Fallgestaltungen, bei denen ein

Zusicherung -
rickwirkende
Betrachtung
(22.25)

Umzug uber die Grenzen des Vergleichsraums im Sinne der
Rechtsprechung des BSG (s BSG Urteil vom 19.2.2009 — B 4 AS 30/08
R) hinaus vorgenommen wird, von vornherein keine Anwendung.

Die Begrenzung auf die bisherigen Kosten der Unterkunft oder auf die
Richtwerte entfallt wenn der Wohnungswechsel erforderlich war.

Die Zusicherung zu den Aufwendungen flr die neue Unterkunft ist keine
Anspruchsvoraussetzung. Holen Leistungsberechtigte diese Zusicherung
nicht ein, schliel3t dies eine Kostentibernahme fir die Unterkunft nur fir
U25 aus, wenn nicht ein Ausnahmefall vorliegt. Zustandig fur die
Zusicherung ist der neue Leistungstrager. Er ist zur Zusicherung
verpflichtet, wenn die Aufwendungen fur die neue Unterkunft
angemessen sind.

Staffelmiet-
vertrage (22.26)

Bei Staffelmietvertragen steht die kinftige Mieterh6hung zeitlich und
betraglich bzw. prozentual bereits fest und ist zu tberwachen. Die
Kostensenkung ist 6 Monate vor Uberschreitung des maRgebenden
Richtwerts einzuleiten, wenn keine besonderen Umstéande des
Einzelfalles vorliegen.

Doppelmieten
und Makler-
gebihren
(22.27)

Die Ubernahme von Doppelmieten (Mietzahlung fir alte und fiir
neuangemietete Wohnung) kann in Betracht kommen. Allerdings ist
davon nur restriktiv Gebrauch zu machen und eine Doppelzahlung
grundsétzlich nur auf einen Monat zu beschranken.

Grundsatzlich darf erwartet werden, dass die Neuanmietung einer
Wohnung und die Aufgabe der bisherigen Wohnung zeitlich aufeinander
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abgestimmt werden. Voraussetzung fiir die Ubernahme einer
Doppelmiete ist aber stets, dass der Umzug von einer unangemessenen
in eine angemessene Wohnung erfolgt ist. Die doppelte Miete gehdrt zu
den Wohnungsbeschaffungskosten i. S. d. 8 22 Abs. 6 SGB IlI.

Es ist grundsatzlich davon auszugehen, dass im Landkreis Aichach-
Friedberg nicht maklergebundene Wohnungen in ausreichender Anzahl
vorhanden sind. Der Verweis auf nicht maklergebundene Wohnungen
fuhrt daher im Regelfall nicht zu einer unverhaltnismalfigen
Beschrankung auf ein zu kleines ortliches Vergleichsgebiet.
Maklergebuhren sind daher im Landkreis Aichach-Friedberg zumeist
vermeidbar und daher grundséatzlich nicht zu tbernehmen.

Besonder-
heiten bei
Personen unter
25 Jahren
(22.28)

Gemal § 7 Abs. 3 SGB Il gehdren zur Bedarfsgemeinschaft auch
volljahrige unverheiratete Kinder, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Durch die Erweiterung der Bedarfsgemeinschaft auf
diesen Personenkreis soll die Grindung einer eigenen
Bedarfsgemeinschaft erschwert werden. Nach § 22 Abs. 5 SGB Il werden
Leistungen fur Unterkunft und Heizung fir Personen, die das 25.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und umziehen, fir die Zeit nach
dem Umzug bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres nur erbracht, wenn
der kommunale Trager dies vor Abschluss des Vertrages tber die
Unterkunft zugesichert hat (8 22 Abs. 5 Satz 1 SGB Il). Der kommunale
Trager ist zur Sicherung verpflichtet, wenn

e der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Griinden nicht auf die
Wohnung der Eltern oder eines Elternteiles verwiesen werden kann,

e der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt
erforderlich ist oder

e ein sonstiger ahnlich schwerwiegender Grund vorliegt.

Von dem Erfordernis der Zusicherung kann abgesehen werden, wenn es
dem Betroffenen aus wichtigem Grund nicht zumutbar war, die
Zusicherung einzuholen, § 22 Abs. 5 Satz 3 SGB Il. Dies ist nur dann der
Fall, wenn eine Entscheidung so eilbedurftig war, dass eine vorherige
Zustimmung nicht eingeholt werden konnte (z.B. bei Missbrauch in der
Familie, nicht aber, wenn giinstiges Wohnungsangebot vorlag und vom
Vermieter schnelle Entscheidung verlangt wird). Dies wird nur selten der
Fall sein.

Bei der Anwendung dieser Vorschrift ist zu beachten, dass § 22 Abs. 5
Satz 1 SGB Il nicht fir Personen gilt, die am 17.02.2006 nicht mehr zum
Haushalt der Eltern oder eines Elternteils gehdrten (8 68 Abs. 2 SGB I1).
Nicht entscheidend ist nach dem Wortlaut des Gesetzes, ob das Kind
zum Stichtag bereits einen eigenen Haushalt fuhrte, das heif3t auch
Kinder, die den Haushalt der Eltern verlassen hatten und bei nahen
Verwandten (Onkel, Gro3mutter) oder bei Freunden wohnten, fallen nicht
mehr unter die Regelung des § 22 Abs. 5 Abs. 1 SGB II.
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Schwer-
wiegender
sozialer Grund
(22.29)

Das SGB Il selbst enthalt keine Definition, was unter schwerwiegenden
sozialen Grunden oder sonstigen schwerwiegenden Grinden zu
verstehen ist. Es handelt sich hierbei um einen unbestimmten
Rechtsbegriff. Was im konkreten Einzelfall als schwerwiegender sozialer
Grund anzusehen ist, ist unter Beriicksichtigung der Interessen aller
Beteiligter zu beurteilen. Dabei ist auch zu beriicksichtigen, dass es fur
Eltern unzumutbar sein kann, ein Kind in den Haushalt aufzunehmen
(z.B. bei entsprechendem Fehlverhalten in der Vergangenheit).

Aus der Begrindung zum Gesetzesentwurf (BT Drucksache 16/688)
ergibt sich, dass dieser unbestimmte Rechtsbegriff sich inhaltlich an dem
des 8§ 64 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB Il orientiert. Fur die Beurteilung der
Frage wann ein schwerwiegender sozialer Grund vorliegt, kann daher
sowohl die bisherige Verwaltungspraxis zu dieser Vorschrift, als auch die
Rechtsprechung der Sozialgerichte (insbesondere das Urteil des BSG
vom 02.06.2004; B 7 AL 38/03 R) hierzu herangezogen werden. Davon
ausgehend liegt ein schwerwiegender sozialer Grund unter anderem
dann vor, wenn [eine Eltern-Kind-Beziehung nie bestanden hat oder seit
langerem nachhaltig und dauerhaft gestort ist z. B. Leistungsempfanger
ist seit Geburt oder frihem Kindesalter auswarts untergebracht (Heim,
Pflegefamilie); die Anforderungen an den Schweregrad der Stdrung
durfen nach der Rechtsprechung des BSG nicht tiberzogen werden. Die
Beteiligten kdnnen auch nicht darauf verwiesen werden, die Hilfe von
Beratungsstellen (insbesondere der Jugendhilfe) in Anspruch zu nehmen
(vgl. LSG Hamburg, L 5 B 160/06 ER AS). Die Einschaltung von
Beratungsstellen kann als ein wichtiges Indiz fir das Vorliegen einer
nachhaltigen Beziehungsstorung gesehen werden, sie ist aber nicht
Voraussetzung fur die Anerkennung einer solchen Stérung. Trotzdem ist
darauf zu achten, dass die Storung der Eltern-Kind-Beziehung ein
gewisses Gewicht haben muss. Nicht jede Stérung reicht hierfur aus, was
sich bereits aus dem Wort ,schwerwiegend” ergibt. Bei der Entscheidung
ist demgemaR ein strenger Mal3stab anzulegen.

e Gefahr fur das korperliche, geistige oder seelische Wohl des
Leistungsberechtigten besteht (z.B. Elternteil ist schwer
alkoholkrank, drogenabhéngig, psychisch erkrankt). Hierzu ist ein
Nachweis erforderlich, z.B. ein qualifiziertes Gutachten oder ein
Attest).

e Die Eltern die Aufnahme bzw. den Verbleib des Kindes im
Haushalt begriindet als unzumutbar ablehnen (z.B. bei Gewalt des
Kindes gegen die Eltern, sonstigem gravierendem Fehlverhalten
des Kindes gegen die Eltern (Diebstahl, Drogenmissbrauch vor
Geschwistern)

Kein schwer-
wiegender
Grund (22.30)

Ein schwerwiegender sozialer Grund oder sonstiger wichtiger
Grund liegt z.B. nicht vor, wenn
¢ ein Kind angibt, in der Wohnung keine laute Musik horen zu dirfen
e keine Freunde einladen zu dirfen

14




/) jobcenter <

Wittelsbacher Land

¢ ein Kind sich an den Hausarbeiten beteiligen muss.

Sonstiger
schwer-
wiegender
Grund (22.31)

Nach § 22 Abs. 5 Nr. 3 SGB Il muss eine Zustimmung auch erfolgen,
wenn ein sonstiger ahnlich schwerwiegender Grund vorliegt. Auch hier
gilt zuné&chst, dass es sich um einen schwerwiegenden Grund handeln
muss. Einfache Probleme genligen hierfur nicht.

Ein solcher sonstiger ahnlicher schwerwiegender Grund liegt z.B. vor,
wenn

e das Kind verheiratet ist oder mit einem Partner im Haushalt der
Eltern lebt, bzw. leben musste.

e derin Frage kommende Elternteil mit einem nichtehelichen Partner
oder einem neuen Ehepartner zusammenlebt lebt und dieser der
Aufnahme des Kindes in den Haushalt nicht zustimmt
(insbesondere dann, wenn der Lebensgefahrte oder neue
Ehepartner alleiniger Mieter der Wohnung ist oder die bewohnte
Wohnung im Eigentum des Lebensgefahrten steht). Ein Verweis
auf die Wohnung des Elternteils kann auch ausgeschlossen sein,
wenn dadurch die Partnerschaft des Elternteils gefahrdet wirde.

¢ das Kind erwerbsfahig ist und selbst ein Kind hat oder schwanger
ist

die raumlichen Verhaltnisse sehr beengt sind (Achtung: allein der
Umstand, dass man sich raumlich bescheiden muss, genugt nicht), dies
gilt auch dann, wenn der Betreffende mit einem weiteren (z.B.
minderjahrigen) Kind in einem Zimmer schlafen musste. Ggf. ist die
Bedarfsgemeinschaft aufzufordern, gemeinsam umzuziehen, beachte
hierbei jedoch auch die fiskalischen MaRstabe nach § 22 Abs. 1 Satz 4
SGB Il analog. Auch hier ist ein strenger Mal3stab anzulegen.

Mietkaution
und Erwerb
von Genossen-
schaftsanteilen
(22.32)

Die Ubernahme von einer Mietkaution setzt keinen laufenden Hilfebezug
voraus (vgl. AMS vom 22.05.2012, Az. | 3/6074.04). Ob und inwieweit
eine Mietkaution tbernommen werden kann, ist (allein) durch den fur
den am Ort der neuen Unterkunft zustandigen kommunalen Trager (hier:
Jobcenter Wittelsbacher Land) zu entscheiden. Der Mietkaution gleich-
gestellt sind auch Pflichtanteile an einer Wohnungsbaugenossenschatt,
die vom Hilfebedurftigen (Mieter) erworben werden mussen. Die
nachfolgenden Ausfihrungen zu Mietkautionen gelten daher auch fir
diese Genossenschaftsanteile. Ein Verweis auf Unterkiinfte, die
unabhangig von einer Mietkaution (bzw. ohne) angeboten werden, fuhrt
im Regelfall zu einer unverhaltnisméiigen Einschrankung bei der
Wohnungssuche, und kommt daher grundsatzlich nicht in Betracht.

Insoweit gilt fir das Jobcenter Wittelsbacher Land Folgendes:

Voraussetzung
fur die Uber-
nahme (22.33)

Voraussetzung fir die Ubernahme einer Mietkaution ist, dass

e der Umzug in die (neue) Wohnung notwendig bzw. gerechtfertigt
ist (vgl. Rz 22.24). Diese Regelung bleibt gem. § 22 Abs. 6 Satz 2
SGB Il im Gegensatz zur Zusicherung der KdU bestehen, bei
welcher die Prufung des Umzugsgrundes weggefallen ist.
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e die Aufwendungen flir die neue Unterkunft angemessen sind

e wenn der Bedarf weder durch verfigbares Vermégen nach § 12
Abs.2Satz1Nr.1,1aund 4 SGB Il noch auf andere Weise gedeckt
werden kann. Vermdgen ist dann verfugbar, wenn es bis zur Falligkeit
der Kaution (8 551 Abs. 2BGB) als bereites Mittel zur Verfiigung steht.
Dies wird in der Regel nur bei vorhandenem Sparvermdgen oder
dergleichen der Fall sein. Nach 8§ 551 Abs. 2 BGB ist der Mieter
berechtigt, die Kaution zu 3 gleichen monatlichen Teilzahlungen zu
leisten. Die erste Teilzahlung ist zu Beginn des Mietverhaltnisses fallig.
In der Praxis wird es jedoch fast ausnahmslos so geregelt, dass der
Mieter erst dann die Wohnungsschlissel erhalt, sobald die Kaution in
voller Hohe geleistet ist (oder dem Vermieter von unserer Seite eine
Zusicherung zur Ubernahme der Kaution vorliegt, z. B. mittels
Mietbestatigung).

Erfordernis der
Zusicherung
(22.34)

Weitere Voraussetzung fir die Ubernahme der Mietkaution ist
grundsatzlich, dass vor Anmietung der Wohnung dem Leistungstrager die
beabsichtigte Anmietung, GréRe und Kosten der neuen Wohnung sowie
die Kaution mitgeteilt werden, damit der Leistungstrager tberhaupt und
rechtzeitig Uber die Notwendigkeit einer Leistungsgewahrung fur die
Kaution entscheiden und ggf. eine (schriftliche) Zusicherung erteilen
kann. Eine solche Zusicherung zur Ubernahme der Kaution isti. d. R. zu
erteilen, wenn der/die Betreffende vorher zur Kostensenkung wegen
Unangemessenheit der bisherigen Wohnung aufgefordert wurde (=
Umzug veranlasst) und die Anmietung einer angemessenen Wohnung
beabsichtigt.

Kaution als
Darlehen
(22.35)

Die Ubernahme der Kaution ist von allen potenziellen Darlehensnehmern
schriftlich zu beantragen. Daneben ist die Vorlage einer vom Vermieter
ausgefillten und unterschriebenen Bescheinigung tber die Unterkunfts-
kosten und der Kaution bzw. der Mietvertrag zwingend notwendig.

Die Kaution ist grundsatzlich als Darlehen zu gewahren (8 22 Abs. 6
S. 3 SGB Il) und direkt an den Vermieter zu zahlen, gegen Abtretung
des Ruckzahlungsanspruches. Zwischen dem Jobcenter und dem
Antragsteller ist der unter folgenden Pfad abgelegte Darlehens- und
Abtretungsvertrag abzuschliel3en:
\\N0003811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\WVORDRUCKE\Word\SGB_II\Kdu

Ein Abdruck des unterzeichneten Darlehens und Abtretungsvertrag kann
dem Vermieter zugestellt werden (Postzustellungsauftrag).

Darlehen sollen an mehrere Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft
vergeben werden, wenn diese gemeinsame Mieter der Wohnung sind. Im
Bescheid tber die darlehensweise Gewahrung der Mietkaution ist dem
/den Darlehensnehmer(n) die Falligkeit der Riickzahlung mitzuteilen. Es
ist der unter folgenden Link hinterlegte Darlehensbescheid zu verwenden:
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WNO0003811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\VORDRUCKE\A2LL\SGB II\Kdu\Bescheid Mietkauti
on

Falligkeit der
Kaution und
Einbehaltung
zur Tilgung des
Darlehens
(22.36)

Die Kaution ist wie folgt fallig: Solange Darlehensnehmer Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhaltes beziehen, werden die
Ruckzahlungsanspriche aus der Kaution ab dem Monat, der auf die
Auszahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung in H6he von 10 %
des mal3igebenden Regelbedarfes getilgt. Sofern den Mietvertrag
mehrere Personen unterschrieben haben, und es sich hierbei um
Leistungsbezieher einer Bedarfsgemeinschaft handelt, werden 10 % aus
der Summe der mafRgebenden Regelbedarfe der Mieter aufgerechnet.
Die Aufrechnung ist gegenuber den Darlehensnehmern schriftlich im
Darlehensbescheid zu erklaren, 8§ 42 a Abs. 2 Satze 1 und 2 SGB II.

Keine sofortige
Aufrechnung
(22.37)

Eine sofortige Aufrechnung der Kaution kommt nicht in Betracht wenn

die

e generelle Leistungsgewahrung nach § 24 Abs. 5 SGB Il (Darlehen bei
vorhandenem nicht sofort verwertbaren Verméogen) erfolgt oder wenn
es sich um eine generelle Leistungsgewéahrung nach 8§ 27 Abs. 4 SGB
Il (Darlehen an Auszubildende und Studierende) handelt (dann wird
zwar trotzdem die Kaution als Darlehen gewahrt, jedoch ohne
sofortige Aufrechnung), §8 42 a Abs. 2 Satz 3 SGB I,

e bei Rickzahlung durch den Vermieter (i. d. R. nach Beendigung
des Mietverhéaltnisses) sofort in Hohe des noch nicht getilgten
Darlehensbetrages. Deckt der Ruckzahlungsbetrag des Vermieters
(aufgrund einer teilweisen oder vollstadndigen Inanspruchnahme der
Kaution durch den Vermieter) den noch ausstehenden Darlehensbe-
trag nicht, so ist das Restdarlehen weiterhin aufzurechnen,

e nach Beendigung des Leistungsbezuges ist der noch nicht
getilgte Darlehensbetrag sofort fallig. Uber die Riickzahlung des
(noch) ausstehenden Darlehensbetrages soll eine Vereinbarung unter
Bertcksichtigung der wirtschaftlichen Verhaltnisse der Darlehens-
nehmer getroffen werden.

Umzugskosten
(22.38)

Umzugskosten sind solche, die notwendig sind, um die Wohnungs-

ausstattung aus der bisherigen Wohnung in die neue Wohnung zu

verlagern. Ob und inwieweit Umzugskosten zu tibernehmen sind,

entscheidet der vor dem Umzug o6rtlich zustandige kommunale Trager.

Voraussetzung fir die Ubernahme von Umzugskosten ist

e die Notwendigkeit des Umzuges (z. B. bei Aufforderung zur
Kostensenkung). Auch hier bleibt wie bei der Mietkaution die Prufung
der Notwendigkeit (§ 22 Abs. 6 Satz 2 SGB I)

e das Verlassen einer unangemessenen Wohnung und

der (beabsichtigte) Einzug in eine angemessene Wohnung.

Keine Voraussetzung: Laufender Hilfebezug (vgl. AMS v. 22.05.2012,

Az. 1 3/6074.04).
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Grundsatzlich ist es ublich und zumutbar, den Umzug mit Hilfe von
Familienangehorigen, Verwandten, Freunden und/oder Nachbarn
unentgeltlich durchzufiihren; ggf. kbnnen die Kosten fur die Anmietung
eines Umzugswagens (Selbstfahrer) Ubernommen werden, sowie die
Kosten fur die Anmietung von Umzugskartons und fur die ubliche
Versorgung mithelfender Familienangehériger und Bekannter.

In Hohe des preisgunstigsten Angebotes erfolgt i. d. R. die Gewahrung
einer Umzugskostenbeihilfe. Die Umzugskosten werden als Beihilfe, nicht
als Darlehen, gewahrt.

Selbst
organisierter
Umzug
(22.39)

Sollte der Umzug selbst organisiert werden kdnnen folgende Pauschalen
herangezogen werden:

Umzug Haushalt (€
e innerhalb eines |« 1 Person |230
20 km Radius |« je weite-| 60
rer
Haush.a

ng.

¢ innerhalb eines |« 1 Person | 340
100 km Radius |» je weite-| 60
rer
Haush.a
ng.
e ab 101 km e 1 Person| 3,40 /km
« je weite-| 60
rer
Haush.a

ng.

Sollten die tatsachlich entstandenen Aufwendungen eines selbst
organisierten Umzuges beantragt werden und die Aufwendungen unter
den Pauschalen liegen, sind die tatsachlich entstandenen Aufwendungen
zu erstatten.

Umzug durch
Fremdfirma
(22.40)

Sofern der/die Hilfebedurftige nachweist oder glaubhaft versichert, dass
diese Selbsthilfemdoglichkeiten nicht bestehen oder wenn der/die
Hilfebeddirftige den Umzug nicht selbst vornehmen kann (etwa wegen
Alter, Behinderung, schwerer Erkrankung — arztliches Attest anfordern),
kommt die Ubernahme der Aufwendungen fiir einen gewerblichen Umzug
in Betracht. Vorher sind mindestens drei Angebote einzuholen.
Mindestens ein Angebot soll von einer sozialen Organisation sein.
Beispiele von sozialen Organisationen, die Umzige durchflihren:
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e Arbeitshilfe 2000 e.V., Steinerne Furt 55, 86167 Augsburg, Tel.
0821 /34 94 878, Fax: 0821 / 34 33 601, E-Mail:
arbeitshilfe2000@gmx.de

e Magy und Oscar, Umzlge, Neuhauserstr. 24, 86154 Augsburg, Tel.
0821/4101503, Mo. — Fr. 11.00 — 18.00 und Sa. 10.00 — 14.00 Uhr.

e Fairkauf in der Bahnhofstralde 28 in 86551 Aichach fuhrt wieder
kleinere Umzlge in der naheren Umgebung durch (Stand Oktober
13). Bitte fragen Sie telefonisch bei Herrn Tenckhoff nach, Tel.
08251/89648-20

Umzugskosten | Fur den Fall, dass der Umzug ohne Kenntnis des kommunalen Tragers
ohne bereits durchgefuhrt wurde und der Hilfebedurftige im Nachhinein die
vorherigen Kostentibernahme beantragt, ist eine Beihilfe nicht zu gewahren; es sei
Antrag denn, dass der Hilfebedurftige nachweist oder glaubhatft versichert, dass
(22.41) eine rechtzeitige Information des kommunalen Tragers vor Umzug nicht
erfolgen konnte.
Renovier- Bei Mietwohnungen umfassen die tatsachlichen Aufwendungen fur die
ungsbedarfe Unterkunft die nach dem Mietvertrag fir den bestimmungsgemalien
(22.42) Gebrauch der Mietsache geschuldeten Kosten. Dies sind neben der

Miete und den Nebenkosten (sowie einer etwaigen Nebenkostennach-
forderung) auch die Kosten fur bedarfsmafig anfallende sog. Schon-
heitsreparaturen, soweit sie rechtmaRig auf den Mieter Ubertragen sind,
sowie die Kosten flur eine Einzugs- oder Auszugsrenovierung, soweit
diese an die Stelle der regelmaRig anfallenden Schonheitsrepara-
turen treten.

Einzugsreno-
vierung (22.43)

Es ist davon auszugehen, dass bei einer Neuvermietung eine renovierte
Wohnung Ubergeben wird, so dass zum Zeitpunkt des Einzuges in der
Regel keine Schonheitsreparatur (Einzugsrenovierung) notig ist. Trifft
dies nicht zu und soll die Wohnung auf Verlangen des Vermieters in
einem nicht renovierten Zustand ibernommen werden, so ist dieser
Mangel durch eine Bestatigung des Vermieters zu belegen (Mietvertrag,
Ubergabeprotokoll, gesonderte Bestatigung) und aktenkundig zu ma-
chen, da dies zur Folge hat, dass der Leistungsempfanger (Mieter) in
diesem Umfang auch nicht zu einer Auszugsrenovierung verpflichtet ist
(also entweder Einzugs- oder Auszugsrenovierung). Der Renovierungs-
bedarf ist dem Grunde nach anzuerkennen, wenn er der Héhe nach nicht
die in Rz. 22.48 genannten Pauschalen (ibersteigt. Ubersteigt der Um-
fang der Renovierung die genannten Pauschalen, ist der Wohnraum nicht
angemessen.

Ablehnung der
Einzugs-
renovierung
(22.44)

Neben der Ablehnung wegen zu hoher Einzugsrenovierungskosten
(Ubersteigung der Pauschalen in Rz. 22.48) ist ebenfalls die Ubernahme
abzulehnen, wenn beim Auszug des Vormieters ein Renovierungsbedarf
besteht, fir dessen Abhilfe dieser vertraglich verpflichtet ware und der
Antragsteller freiwillig in diese Verpflichtung eintritt. Bei einem freiwilligen
Eintritt erfolgt grundséatzlich keine Anerkennung als Bedarf. Ein Renovie-
rungsbedarf flr eine Einzugsrenovierung ist aul3erdem abzulehnen, wenn
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der Antragsteller beim Mietvertragsabschluss nachweislich den ord-
nungsgemalien renovierten Zustand der Wohnung bestétigt.

Auszugs-
renovierung
(22.45)

Der Renovierungsbedarf fir eine Auszugsrenovierung beschrankt sich
auf die Durchfiihrung von Schénheitsreparaturen. Voraussetzung ist,
dass der Antragsteller hierzu It. Mietvertrag verpflichtet ist und der
Vermieter eine entsprechende Forderung geltend macht.

Unter den Begriff der Renovierungskosten fallen dabei die Kosten fur

e das Entfernen von Tapeten und alten Farbanstrichen an Wénden und
Decken

e sowie das Ausbessern damit verbundener Schadstellen,

e das Streichen von Wanden und Decken und

e das Vorbereiten und Streichen der Innenseite von Fenstern und Tilren
sowie von Heizkdrpern und deren Zuleitungen.

Bei der Gewahrung von Beihilfen fir den o. g. Zweck ist zunachst zu
beachten, dass der Arbeitsaufwand fur die Durchfuhrung der
Wohnungsrenovierung bei korperlicher Leistungsfahigkeit grundsatzlich
in Eigenleistung zu erbringen ist. Etwas anderes gilt prinzipiell fur das
Streichen von Fenstern, Turen und Heizkdrpern im 0. g. Umfang, soweit
es sich um Lackanstriche handelt. Bei diesen Arbeiten sind
grundsatzlich die Kosten fir eine Fachfirma zu Ubernehmen. Ausnahmen
vom Grundsatz der Eigenleistung (z. B. wegen Gebrechlichkeit oder
Behinderung) bedurfen einer besonderen Begrindung bezogen auf den
Einzelfall. Die Grinde fur das Abweichen sind in der Akte schriftlich
festzuhalten.

Schoénheits-
reparaturen
(22.46)

Unter kleinere Schdnheitsreparaturen, die mit dem Regelbedarf abge-
golten sind, versteht man Schonheitsreparaturen an einer Wohnung, die
mit ein wenig Farbe, Kleister, einem Tapetenstiick oder Gips ohne wie-
teres selbst von einem Leistungsempfanger erledigt werden kdnnen.

Die Kosten flr bedarfsmaRige oder grofRere Schdonheitsreparaturen
sind nicht bereits mit dem Regelbedarf abgegolten.® Soweit Schon-
heitsreparaturen mietvertraglich in rechtlich zulassiger Weise vereinbart
bzw. gerechtfertigt und notwendig sind (diesbezuglich ist ggf. der
AulRendienst zu beteiligen), werden hierfir grundséatzlich einmalige
Leistungen (als Bestandteil der Kosten der Unterkunft) gewahrt.

Auf Antrag sind ohne weitere Bedarfsprifung mit einer Pauschale (Ho6he
siehe Rz. 22.48) bedarfsmaliig anfallende Schénheitsreparaturen
unabhangig von den Bestimmungen des Mietvertrages jeweils nach
Ablauf von 5 Jahren zu gewédhren. Grundsatzlich ist davon auszugehen,
dass der Arbeitsaufwand in Eigenleistung erbracht wird.

6 BSG vom 19.03.2008 B11bAS31/06R
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Ablehnung von
Kosten, die
durch
Beschadigung
entstanden sind
(22.47)

Kosten wegen Beschadigung der Mietsache, z. B. beschéadigte
Schlésser, Waschbecken, Vermiillung der Wohnung, kénnen grund-
satzlich nicht als Bedarf berticksichtigt werden. Es handelt sich hierbei
nicht um Schoénheitsreparaturen sondern um Schaden durch positive
Vertragsverletzung (Verletzung der Obhutspflichten eines Mieters), fir die
der Vermieter Schadensersatz fordern kann.

Fur derartige Schadensersatzforderungen kénnen im Rahmen des SGB |l
keinerlei Leistungen gewahrt werden. Der Vermieter hat aber das Recht,
sich diesbezlglich an der Kaution schadlos zu halten.

4
Leistungskatalog Bewilligung Zustandigkeit bei
entstehen des
Bedarfes
Einzugsrenovierung | Bewilligung, |.d.R. aufnehmender
§ 22 Abs. 1 SGB Il soweit Trager
angemessen

Kleinere Keine Bewilligung, | Zusténdiger Trager
Schonheitsreparatur | da bereits im zum Zeitpunkt der
en’ Regelbedarf Entstehung
§20SGBII enthalten des Bedarfes
Grolere Bewilligung, wenn | Zusténdiger Trager
Schénheitsreparatur | mietvertraglich zum Zeitpunkt der
en oder bedarfs- wirksam Entstehung

maBig anfallend
§ 22 Abs. 1 SGB I

vereinbart

des Bedarfes

Auszugskosten
§ 22 Abs. 1 SGB I

Bewilligung, wenn
mietvertraglich
wirksam
vereinbart

|.d.R. abgebender
Trager

Hohe der
Renovierungsbe
darfe (22.48)

Zur Hohe der fir Renovierungsbedarfe, die in Eigenleistung durchgefiihrt
werden, zu gewdhrenden einmaligen Beihilfen werden vom Landkreis
Aichach-Friedberg fiir eine Person 150,00 Euro und jedes weitere
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft 80 Euro festgelegt. Bei der Priifung ist
ggf. der AulRendienst zu beteiligen. Die Hohe der Pauschale gilt fur
Schonheitsreparaturen beim Einzug, wahrend der Mietdauer und beim
Auszug.
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Soweit Schonheitsreparaturen in Fremdleistung (Lackierarbeiten oder
wenn keine Eigenleistung aufgrund von Gebrechlichkeit oder
Behinderung maoglich ist) soll im Regelfall eine Fachfirma beauftragt
werden. Bevor eine Genehmigung zur Beauftragung einer solchen erteilt
werden kann, sind vom Antragsteller drei Kostenvoranschlage
vorzulegen. Mindestens einer dieser Kostenvoranschléage ist dabei bei
einer caritativen Einrichtung einzuholen.

Ubernahme von
Schulden
(22.49)

Mietschulden und/oder Stromschulden (8 22 Abs. 8 SGB II)

Gemald § 22 Abs. 8 SGB Il kdbnnen, sofern Bedarfe fur Unterkunft und
Heizung erbracht werden, Schulden tGbernommen werden, soweit dies

e zur Sicherung der Unterkunft (Mietschulden) oder
e zur Behebung einer vergleichbaren Notlage (Stromschulden etc.)

gerechtfertigt ist. Sie sollen tbernommen werden, wenn dies gerecht-
fertigt und notwendig ist und sonst Wohnungslosigkeit einzutreten droht.
Vermogen nach 8 12 Abs. 2 Nr. 1 SGB Il ist vorrangig einzusetzen.
Forderungen werden zu Schulden, wenn sie nicht innerhalb des
Zahlungsziels (Falligkeit) beglichen werden.

Zustandigkeit
(22.50)

Leistungen zur Ubernahme von Miet- oder Energieschulden kann nur
erhalten, wer laufende Unterkunfts- und Heizkosten erhélt. Personen, die
nicht hilfebedurftig im Sinne des § 9 SGB Il sind und Miet- oder
Energieschulden haben, kénnen nach § 21 Satz 2 SGB XII Leistungen
nach 8 36 SGB Xll erhalten. Fur diesen Personenkreis ist das ortliche
Sozialamt zustandig.

Unter- Alleinstehende Untersuchungshéftlinge oder Inhaftierte haben ab dem

suchungs- ersten Tag ihres Aufenthaltes in der Vollzugsanstalt keinen Anspruch auf

haftlinge und Ubernahme von Mietschulden oder laufende Miete, da sie von den SGB

Strafgefangene | Il - Leistungen ausgeschlossen sind (8 7 Abs. 4 Satz 2 SGB Il). Dieser

(22.51) Personenkreis ist an das Sozialamt zu verweisen, damit dort eine
Entscheidung im Rahmen des SGB XlI getroffen werden kann.
Eingehende Antrage sind unverztglich weiterzuleiten.

Ermessen Die Leistung nach 8§ 22 Abs. 8 SGB Il liegt grundsétzlich im Ermessen

(22.52) des Jobcenters.

Sollleistung Um eine Soll-Leistung handelt es sich nur, wenn

(22.53) e die Bewilligung der Leistungen gerechtfertigt und

e notwendig ist und
e sonst Wohnungslosigkeit einzutreten droht.

Grundvoraussetzung fir die Leistungen ist:
Das Ziel — Sicherung der Unterkunft oder Behebung einer
vergleichbaren Notlage — muss erreichbar sein.

22




/) jobcenter <

Wittelsbacher Land

Dauerhafter Das bedeutet, dass bei der Ubernahme von Mietschulden, der

Erhalt Leistungsberechtigte dauerhaft in der Wohnung verbleiben kann. Dazu

der Wohnung ist zu klaren, ob alle moglichen Kindigungsgriinde durch die Ubernahme

(22.54) der Schulden tatsachlich beseitigt werden kénnen (schriftliche
Bestatigung des Vermieters erforderlich!).
Hinderungsgrinde sind z. B. sonstige Kundigungsgriinde nach BGB oder
bereits erwirkter RAumungstitel. Ist der Hilfebedurftige in der Lage, auf
dem Wohnungsmarkt kurzfristig eine angemessene Wohnung zu mieten,
kommt eine Schuldentibernahme nicht in Betracht. Der Leistungsbe-
rechtigte ist in diesem Fall nicht von Obdachlosigkeit bedroht.

kinftige Es ist auRerdem zu prufen, ob die Wohnung kinftig fir den

Finanzierung Leistungsempfanger finanzierbar ist. Die Ubernahme von Mietschulden

(22.55) fur eine unangemessene Wohnung scheidet in der Regel aus.

Schonvermogen | Daher ist in einem ersten Schritt immer zu prifen, ob der

(22.56) Leistungsempfanger oder seine Angehorigen in der Bedarfsgemeinschatft
Uber Schonvermdgen verfiigen. Soweit dies der Fall ist, scheidet eine
Hilfe nach 8§ 22 Abs. 8 SGB Il aus, oder ist ggf. geringer zu bemessen.

Gerechtfertig- | Bei der Prufung, ob die Bewilligung gerechtfertigt ist, sind in erster Linie

keitsprufung die Selbsthilfemdglichkeiten des Leistungsberechtigten und seine

(22.57) wirtschaftliche Situation zu bericksichtigen.

Die Ubernahme von Mietschulden ist nicht gerechtfertigt, wenn die
Schulden aus einer unterbliebenen Senkung der Unterkunftskosten
resultieren (LSG BRB, 04.12.2008, L 29 B 1928/08 AS ER). Die
Bewilligung von SGB Il — Leistungen ist auch dann nicht gerechtfertigt,
wenn der Hilfeempféanger die vollen Unterkunftskosten von der ARGE
erhalten hat, die Leistungen aber zweckentfremdet hat (LSG NSB,
03.04.2006, L 8 SO 11/06 ER; SG Kadln, 25.10.2007, S 3 AS 44/07 ER).
Die Ubernahme ist auch dann nicht gerechtfertigt, wenn die
Energiekosten unangemessen sind und der Hilfebedurftige vor Abschluss
des Mietvertrages auf die Unangemessenheit hingewiesen wurde oder er
hatte erkennen mussen, dass er die Kosten nicht aus seinen Mitteln
tragen kann (LSG NRW, 10.07.2008, L 7 B 331/07 AS ER).

RechtmaRige
Forderung
(22.58)

Die Ubernahme von Energieschulden zur Behebung einer vergleichbaren

Notlage ist nicht gerechtfertigt, wenn die vom Energieversorger

angedrohte Sperrung rechtswidrig ist (SG N, 06.02.2009, S 20 AS 95/09

ER). Dies ist dann der Fall, wenn der Energieversorger gegen die

Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV) oder die Gasgrundver-

sorgungsverordnung (GasGVV) versto3t. Danach ist eine Sperrung der

Versorgung unzulassig, wenn

e der Zahlungspflichtige mit weniger als 100,00 € in Verzug ist,

e zwischen der Androhung der Sperrung und der tatsachlichen
Einstellung der Versorgung weniger als vier Wochen liegen oder
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die Folgen der Unterbrechung unverhaltnismafiig zur Schwere der
Zuwiderhandlung sind.

Rechtmaliige
Kindigung
(22.59)

Notwendig ist die Hilfe, wenn durch sie die drohende Wohnungslosigkeit
beseitigt wird. Wohnungslosigkeit droht, wenn der Mieter seinen
vertraglichen Pflichten nicht nachkommt und der Vermieter deshalb die
Kindigung ausgesprochen hat.

Der Vermieter hat das Recht, zu kindigen, wenn der Mieter:

o flr zwei aufeinander folgende Termine mit der Zahlung der Miete oder
eines nicht unerheblichen Teils der Miete in Verzug ist oder

e in einem Zeitraum, der sich Gber mehr als zwei Termine erstreckt, mit
einem Betrag in Verzug ist, der zwei Monatsmieten entspricht (8§ 543
Abs. 2 Nr. 3 BGB).

Unwirksame
Kundigung
(22.60)

Die Kuindigung von Wohnraum wegen Zahlungsverzuges ist jedoch gem.
§ 569 BGB unwirksam, wenn innerhalb einer Frist von zwei Monaten
nach Klageerhebung der gesamte Mietriickstand bezahlt ist oder der
SGB lI-Leistungstréager sich zur Zahlung bereit erklart. Allerdings ist hier
zu beachten, dass eine solche Heilung dann ausscheidet, wenn der
Mieter/Leistungsempfanger in den letzten zwei Jahren vor der Kiindigung
bereits von dem Vermieter schon einmal eine fristiose Kiindigung wegen
Zahlungsverzuges erhalten hatte und diese durch Ausgleich des Ruick-
standes geheilt wurde. Eine erneute Heilung ist also insoweit ausge-
schlossen (8 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 BGB).

Definition
vergleichbare
Notlage
(22.61)

Vergleichbar ist eine Notlage dann, wenn sie in ihren Wirkungen dem
Verlust der Wohnung gleichzusetzen ist. Das kann der Fall sein, wenn die
Lieferung von Heizenergie, Wasser oder Haushaltsstrom eingestellt
worden ist oder die Einstellung droht. Werden die Riickstande nicht
ubernommen, wird der Leistungsberechtigte zukinftig nicht mehr
versorgt; der Strom wird ,abgestellt‘. Das Wohnen in der Unterkunft ist in
der Regel faktisch nicht mehr zumutbar.

Selbsthilfe
(22.62)

Bevor Hilfe geleistet wird, sind auch hier die Selbsthilfemoglichkeiten des
Hilfeempfangers zu prufen. AuBerdem muss sichergestellt sein, dass die
Hilfe nachhaltig ist. Erneute Ruckstande muissen durch geeignete
MaRnahmen verhindert werden (z. B. Uberweisung des monatlichen
Abschlages an Versorger). Die Uberweisung der Abschlage fiir Wasser
und Heizung ist nach § 22 Abs. 7 SGB Il mdglich. Die Uberweisung der
Abschlage fur den Haushaltsstrom jedoch nicht, weil es sich hierbei nicht
um Unterkunfts- und Heizkosten handelt. Voraussetzung flr die Leistung
ist daher, dass der Leistungsberechtigte einer Uberweisung des
Abschlages zustimmt (LSG BRB, 11.12.2007, L 28 B 2169/07 AS ER).

Voraus-
setzungen
(22.63)

Folgende allgemeine Voraussetzungen sind zu prufen:
e Lehnt der Energieversorger eine Ratenzahlung ab?
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e Hat der Hilfebedirftige dem Energieversorger Grinde genannt,
wonach eine Unterbrechung der Energieversorgung unverhaltnis-
mafig ist?

e Besteht die Mdglichkeit, von einem anderen Anbieter Energie zu

beziehen?

Ist Schonvermdgen vorhanden?

Droht eine Sperrung oder ist diese bereits eingetreten? Kommen

Leistungen nach § 24 Abs. 1 SGB Il in Betracht?

Ist dem Leistungsberechtigten auch eine voribergehende Sperrung

nicht zumutbar?

e Ist die zukinftige Zahlung der Abschlage sichergestellt? Wurde der
Leistungsberechtigte Uber sein unangemessenes Verbrauchsverhalten
belehrt?

Die Versorgung mit Strom gehoért zu den wichtigsten Teilen der
Grundversorgung. Im Rahmen der Ermessensausibung ist daher mit
besonderer Sorgfalt zu prifen, ob Rickstande ibernommen werden
kénnen. Warme Mahlzeiten und warmes Wasser sollten in der Regel zur
Verfligung stehen. Nur wenn dies auf andere Weise sichergestellt ist,
kann eine vorubergehende Abschaltung elektrischer Energie
ermessensgerecht sein. Abzustellen ist auf die Anzahl der Personen im
Haushalt und die Jahreszeit. Wenn sich Kleinkinder, schulpflichtige
Kinder oder Pflegebedirftige im Haushalt befinden, ist auch eine
vorubergehende Abschaltung nicht hinnehmbar.

Je nach Lage des Einzelfalls ist es erforderlich, den Hilfeempféanger zu
einem angemessenen Verbrauchsverhalten aufzufordern. Es muss
sichergestellt sein, dass ,stromfressende” Gerate zukunftig nicht mehr
genutzt werden.

Darlehen nach
§ 27 Abs. 3
SGB |1
(BAfOG)
(22.64)

GemaR § 27 Abs. 3 SGB Il kdnnen Leistungen fir die Ubernahme von
Schulden auch fir Auszubildende mit Bezug bzw. Anspruch auf
Leistungen nach dem BAf6G erbracht werden. Im Rahmen der gebotenen
Ermessensausiuibung sind grundséatzlich die vorstehenden Regelungen zu
beachten.

Mietschulden
nach§ 22 Abs. 8
SGB 11

(22.65)

Die Hilfe zur Ubernahme von Schulden zur Sicherung der Unterkunft oder
zur Behebung einer vergleichbaren Notlage ist grundsatzlich als Darlehen
zu erbringen (8 22 Abs. 8 Satz 4 SGB |I).

Mitteilung des
Amtsgerichtes
bzgl.
Raumungs-
klage

(22.66)

Das Amtsgericht ist bei Eingang einer RAumungsklage nach Mal3gabe
des 8§ 22 Abs. 9 SGB Il verpflichtet, den o6rtlich zustandigen Trager der
Grundsicherung unverzuglich zu unterrichten.

Diese Regelung soll sicherstellen, dass der zustandige Leistungstrager
zur Abwendung eines drohenden Wohnungsverlustes rechtzeitig M6g-
lichkeiten einer Hilfe pruft (vgl. Ausfihrungen zu Rz 22.43 ff.- Sicherung
der Unterkunft). Zwar sind auch in solchen Fallen grundsétzlich Lei-
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stungen nur antragsabhéngig zu gewahren; allerdings gebietet der o. g.
Zweck der Regelung ein initiatives Handeln des Leistungstragers bereits
vor Antragstellung. Dies bedeutet, dass Kontakt zur beklagten Partei
(Mieter) aufgenommen werden muss und eine Prifung bzgl. einer Hilfe
zur Ubernahme von (Miet-)Schulden zu erfolgen hat. Die Priifung erfolgt
geman den Ausfihrungen zu 22.43 ff.

Heizkosten
(22.67)

Nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il sind Bedarfe fur Unterkunft und Heizung
incl. Warmwasser in Hohe der tatsachlichen Aufwendungen zu erbringen,
soweit diese angemessen sind. Bei den Heizkosten wird dabei nicht
zwischen einmaligen und laufenden Kosten unterschieden, beide werden
von § 22 Abs. 1 SGB Il erfasst.

Heizkosten und ggf. Warmwasserkosten sind dabei sowohl die
regelmafigen Vorauszahlungen an den Vermieter (laut Mietvertrag) bzw.
an das Energie- bzw. Fernwarmeversorgungsunternehmen (aufgrund
gesonderten Vertrags) incl. evil. entstehender Nachzahlungsbetrage laut
Abrechnung, als auch die Kosten flir die periodische Beschaffung von
selbst beschafften Heizmitteln (O, Holz, Kohle). Hinsichtlich des weiteren
Verfahrens ist zwischen den Heizungsarten eine Unterscheidung zu
treffen. § 22 Abs. 1 Satz 3 SGB Il bestimmt, dass Kosten der Unterkunft
und Heizung fir einen Ubergangszeitraum (i.d.R. 6 Monate) auch dann
zu ubernehmen sind, wenn sie unangemessen sind. Aus dem Wortlaut
des Gesetzes in der Fassung vom 01.04.2011 ergibt sich, dass nunmehr
auch die Heizkosten (und ggf. Warmwasserkosten) in tatsachlicher Hohe
fur den Ubergangszeitraum (i.d.R. 6 Monate) Gibernommen werden.

Ortlicher
Orientierungsw
ert

(22.68)

Die Festlegung von Heizkostenobergrenzen (Angemessenheitsgrenzen)
ist nicht mdglich. In Literatur und Rechtsprechung wird die Auffassung
vertreten, es bestehe ein Verbot zur Pauschalierung von Heizkosten. Bei
der Festlegung von Heizobergrenzen handle es sich nur um eine Vorstufe
der Pauschalen. Es musste jedoch bei Festlegung der Obergrenze der
individuelle Bedarf beachtet werden. Dieser orientiert sich an den
personlichen und familidren Verhaltnissen (Kleinkinder im Haushalt etc.),
der GrofRe und der Beschaffenheit von Wohnraum, den vorhandenen
Heizmdglichkeiten und den ortlichen Gegebenheiten. Faktisch ist damit
die Festlegung einer Heizungsobergrenze unméglich. Eine Ubernahme
lediglich angemessener Heizkosten und ggf. Warmwasserkosten kommt
nur dann in Betracht, wenn nachgewiesen werden kann, die Beweislast
liegt also beim Jobcenter, dass unwirtschaftliches Verhalten fur die
Hohe der Heizkosten und ggf. Warmwasserkosten verantwortlich ist.
Hierzu bedarf es konkreter Anhaltspunkte fur ein unwirtschaftliches
Verhalten.

Der Landkreis Aichach-Friedberg hat die unter folgende Pfad in der
jeweils gultigen Fassung hinterlegten Nichtprufgrenzen fur Heizkosten
einschlieBlich der Kosten fur die Warmwasseraufbereitung festgelegt, die
fur die Leistungen nach dem SGB Il als Richtwerte fur eine Beurteilung
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der Angemessenheit dienen:
\Dst.baintern.de\dfs\811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\KDU\DA des LRA

Unterschreiten
des Orien-
tierungswertes
(22.69)

Die oben genannten Richtwerte sind zunachst als Obergrenzen zu
verstehen. Soweit diese Betrage im Einzelfall nicht Gberschritten werden,
sind Heizkosten in Hohe der tatsachlich anfallenden Betrage zu tber-
nehmen.

Einzelfallprifu
ng bei
Uberschrei-
tung der
ortlichen
Richtwerte
(22.70)

Werden die Richtwerte im Einzelfall Gberschritten, ist zu entscheiden, ob
Anhaltspunkte fur ein unwirtschaftliches Verhalten vorliegen. Bei der
Prifung kann ggf. der AuRendienst hinzugezogen werden. Im Rahmen
der Einzelfallprifung soll der Kunde befragt werden, welche Grunde er fur
die hohen Heizkosten sieht, auRerdem sollen die Rahmenbedingungen
(Renovierungszustande der Wohnung) festgestellt werden.

Ggf. kann der Kunde auf die Energieberatungsstelle im Landratsamt hin-
gewiesen werden. Liegen nachweislich Anhaltspunkte fur ein unwirt-
schaftliches Verhalten vor, sind die Kosten auf die Richtwerte zu be-
grenzen. Der Kunde ist dartber zu belehren. Die Vorlage fur das Schrei-
ben ist unterbeigefligten Link hinterlegt:
\\N0003811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\VORDRUCKE\A2LL\SGB_1I\Kdu\Senkungsschreiben

Kann ein unwirtschaftliches Verhalten im Rahmen der Einzelfallprifung
nicht nachgewiesen werden, sind die tatsachlichen Kosten zu uber-
nehmen. In Zweifelsfallen ist die Entscheidung des Teamleiters ein-
zuholen.

Sofern Heizkosten Uber den Richtwerten der von dem Landkreis Aichach
Friedberg festgelegten Angemessenheit liegen und/oder die Wohnung
zudem die Hochstwohnflachen Ubersteigt, rechtfertigt dies allein jeweils
keine Klrzung der Heizkosten auf die Richtwerte.

Dies bedeutet jedoch auch nicht, dass die Heizkosten in jedem Falle und
in jeder Hohe zu Ubernehmen sind. Insofern stehen auch die Heizkosten
unter dem Vorbehalt der Angemessenheit.

Uberschreitung
des bundes-
weiten
Heizspiegels
(22.71)

Eklatant kostspieliges oder unwirtschaftliches Heizen ist nicht zu
finanzieren. Es muss also durch das Jobcenter entsprechendes un-
wirtschaftliches oder eklatant kostspieliges Verhalten nachgewiesen
werden. Dies wird jedoch nur im absoluten Ausnahmefall mdglich sein.
Deshalb sind die Heizkosten auch dann in tatsachlicher Hohe zu tber-
nehmen, wenn beispielsweise die Hochstwohnflachen Uberschritten wer-
den und unwirtschaftliches Heizverhalten nicht nachgewiesen werden
kann.
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Richtwerte fur angemessene Heizkosten konnen im Zweifelsfalle aus
dem ,Bundesweiten Heizspiegel“ (http://www.heizspiegel.de) entnommen
werden. Liegen danach die Heizkosten oberhalb der Grenzen des
Heizspiegels, hat der Leistungsberechtigte konkret vorzubringen, warum
seine Aufwendungen fur Heizung Uber dem Grenzwert liegen, im
jeweiligen Einzelfall aber gleichwohl noch als angemessen anzusehen
sind (Urteil BSG vom 02.07.2009 B 14 AS 36/08 R, Randziffer 23).

Anzuwenden ist die jeweils rechte Spalte (BSG Urteil v. 02.07.09 B 14 AS
36/08 R) des Heizspiegels, bezogen auf die angemessene tatsachliche
Wohnflache (vgl. Rz 22.4).

Warmwasser
absetzen
(22.72)

Die sich aus dem Heizspiegel (bundesweit, in der jeweils aktuell gultigen
Fassung) ergebenden Werte beinhalten Kosten fir die Warm-
wasserbereitung. Bei der Uberprufung der angemessenen Heiz-
kosten soll dieser Kostenanteil mit Blick darauf, dass die Kosten fir die
Warmwasser-Bereitung als eigenstandiger Bedarf i. R. d. § 22 SGB 1l zu
berticksichtigen sind, abgesetzt werden, wenn es sich um eine dezentrale
Warmwasserbereitung handelt.

Die Betrage fur die Heizkosten einschliel3lich der Kosten fur die
Warmwassererzeugung ergeben sich fur die Heizarten Heizdl, Erdgas
und Fernwarme (Heizkosten mit Warmwasser, Stand: ,Heizspiegel
bundesweit® in der jeweils gultigen Fassung).

Zur Ermittlung der monatlichen Betrage je m2 sind die jeweiligen
Jahresbetrage je m2 durch 12 Monate zu dividieren.

Selbstbe-
schaffung von
Brennstoffen
(22.73)

Personen, die Ihre Wohnung mit selbst beschafften Heizmitteln (Ol, Holz,
Kohle) beheizen, erhalten einmal jahrlich eine Heizkostenbeihilfe. Die
Heizkostenbeihilfe wird bei Geltendmachung des Bedarfes gewahrt, auch
wenn kein laufender Hilfebezug besteht. Voraussetzung ist dann, dass
die Eigenmittel gerade ausreichen, um den durch §§ 20 und 22 SGB ||
definierten Regelbedarf sowie die laufenden Unterkunfts- und Heizkosten
zu decken.

FUr Heizmittel, die vor erstmaliger Antragstellung beschafft wurden, wer-
den keine Kosten Ubernommen.

Die Gewahrung von Leistungen nach dem SGB |l setzt eine akute
Notlage voraus. Der Bedarf an Heizmitteln entsteht nach Meinung des
BSG erst dann, wenn fur den Bewilligungszeitraum kein Brennmaterial
mehr vorhanden ist.

Hat der Antragsteller bereits Heizmaterial gekauft und auch vor Eintritt
der Hilfebedurftigkeit bezahlt, kdnnen Leistungen nach § 22 Abs. 1
SGB II hierfur nicht mehr gewéhrt werden.
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Hat er das Heizmaterial vor Eintritt der Hilfebedurftigkeit gekauft, aber
nicht oder noch nicht ganz bezahlt (Nachweis erforderlich), kommt
allenfalls eine Ubernahme der Schulden gemaR § 22 Abs. 8 SGB Il in
Betracht.

Hat der Leistungsempfanger das Heizmaterial wahrend des Bezugs von
Leistungen gekauft, aber noch nicht bezahlt, wird eine Beihilfe
entsprechend den nachfolgend beschriebenen Regelungen gewahrt.

Die Hohe der zu gewahrenden Beihilfe ist kann mit unter folgenden Pfad
hinterlegten Rechner ,Heizmittelpauschale® in der jeweils gultigen
Fassung ermittelt werden und beinhaltet die Kosten fur die
Warmwasseraufbereitung:
\\Dst.baintern.de\dfs\811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\VORDRUCKE\Word\SGB _II\Kdu

Nachbewilli-
gung bei
erhéhtem
Bedarf (22.74)

Leistungsberechtigte, die einen erhdhten Bedarf an Heizmitteln
nachweisen oder glaubhaft machen, erhalten unter Bertcksichtigung der
Umstande des Einzelfalles eine zusatzliche Heizungsbeihilfe in
angemessener Hohe.

Den Bedarf beeinflussende Umstande konnen z.B. sein

e schlechte Beheizbarkeit bzw. Isolierung der Wohnung (Altbau etc.)
erhohter Bedarf aufgrund Krankheit (dies kann z.B. bei AIDS-Kranken
der Fall sein) oder

unverhaltnismafkig hohe Wohnraume (Altbau)

Lage der Wohnung (z. B. Erdgeschol3wohnung)

Preisentwicklung

Einzelfall-
prifung (22.75)

Sofern die Befillung eines Heizoltankes durch den Mieter/Eigentimer
erforderlich ist, sind ggf. erforderliche Nachbewilligungen im Regelfall an
den sich nach dem bundesweiten Heizspiegel ergebenden maximalen
Betrag fur Heizol auszurichten (Summe aus dem im jeweils gultigen
bundesweiten Heizspiegel angegebenen maximalen Wert der
zutreffenden Heizart x gm angemessene tats. Wohnflache =
Orientierungswert ./. gewahrte Heizhilfe = max. Nachbewilligung).

Bewilligung i. d.

R. auf
Bewilligungszei
traum abstellen
(22.76)

Die Leistung ist (in einer Summe) zu gewahren, wenn der Heizbedarf —
unabhangig von der Jahreszeit - geltend gemacht wird bzw. tatséchlich
besteht. Die Bewilligung ist im Regelfall auf den Bewilligungszeitraum (6
bzw. max. 12 Monate) zu bemessen, es sei denn, dass ein vorheriges
Ausscheiden aus dem laufenden Leistungsbezug absehbar ist (dann ggf.
anteilige geringere Bemessung). Eine monatsanteilige Leistungsge-
wéahrung kommt grundsatzlich nicht in Betracht.
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Bewilligung Bei lediglich einmaligem (nicht auch laufendem) Bedarf ist das den

Heizungsbei- laufenden Bedarf Gibersteigende Einkommen in voller Hohe und

hilfe falls kein | entsprechend des Bewilligungszeitraumes auf den einmaligen Heizbedarf

Ifd. Bedarf anzurechnen.

besteht (22.77)

Sonstige Bei zentral beheizbarem Wohnraum kommt ggf. auch (daneben) eine

Heizarten Beheizung mit Einzeltfen in Betracht; die insgesamt anzuerkennenden

(22.78) Heizkosten durfen jedoch den sich aus dem bundesweiten Heizspiegel
ergebenden malRgebenden Orientierungswert (vgl. Rz 22.51, 22.52) nicht
Uberschreiten.

Warmwasser- Nach § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB Il sind Bedarfe fir Unterkunft und Heizung

aufwendungen | (inklusive Warmwasser) in Ho6he der tatsachlichen Aufwendungen zu

zeitgleich mit erbringen, soweit diese angemessen sind. Die Kosten fur die Bereitung

Heizkosten von Warmwasser sind nicht durch die laufenden Leistungen fir den

auszahlen Regelbedarf gedeckt (§ 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II).

(22.79)
Entsprechende Leistungen fur die Warmwasser-Bereitung sind zeitgleich
mit der Leistung fur Brennstoff zu erbringen (Einmalzahlung fur den
Bedarfszeitraum). Die Heizkostenwerte des Landkreises und des
bundesweiten Heizspiegels beinhalten die Kosten fir die
Warmwasserbereitung, so dass gewéhrleistet ist, dass die Heizkosten
zusammen mit den Warmwasserkosten ausgezahlt werden.

Kosten fur Soweit die Warmwasserbereitung durch in der Unterkunft installierte

Warmwasser Vorrichtungen erzeugt wird (z. B. mittels Durchlauferhitzer/Boiler), ist ein

(22.80) Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB Il anzuerkennen, soweit nicht im

Einzelfall ein abweichender Bedarf besteht. Sofern die
Warmwasserbereitung zentral erfolgt, sind grundsétzlich die hierauf
entfallenden Kosten als Bedarf fur die Unterkunft zu bertcksichtigen,
sofern sie angemessen sind.

Zur Angemessenheit von Kosten fir die Erzeugung von Warmwasser gibt
es derzeit noch keinerlei Rechtsprechung. Lediglich in dem Entwurf zu
den Sozialhilferichtlinien (SHR) fur das SGB XII findet sich (SHR 35.04
(6)) folgende Aussage: ,Die Kosten fur die Warmwasserversorgung sind
dann angemessen, wenn sie innerhalb des Mehrbedarfes nach § 30 Abs.
7 Satz 2 SGB Xl liegen. 8 30 Abs. 7 Satz 2 SGB XII beinhaltet die
wortgleichen Regelungen des § 21 Abs. 7 Satz 2 SGB |l
(anzuerkennende Bedarfe bei dezentraler Warmwasserversorgung).
Grundsatzlich kobnnen danach Kosten fiir die Erzeugung von
Warmwasser, die sich in den Grenzen des 8 21 Abs. 7 Satz 2 SBB |l
bewegen als angemessen gelten.

Bei dariiber hinausgehenden Kosten fir die Warmwassererzeugung ist
der Grund hierfir im Rahmen einer Einzelfallprifung zu hinterfragen
(Kranke Personen im Haushalt, schlechte Isolierung der Wasserleitung
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etc.). Diese Grunde sind analog zu der Prifung der angemessenen
Heizkosten durch den Leistungsberechtigten konkret vorzubringen.

Dezentrale
Warm-
wasserver-
sorgung
(22.81)

Seit dem 01.01.2011 sind die Kosten fur die Erzeugung von Warmwasser
Bestandteil der Heizkosten und sind, soweit angemessen, in tatsachlicher
Hohe als Bedarf anzuerkennen. Sofern die Erzeugung des Warmwassers
dezentral erfolgt, also nicht Bestanteil der zentralen Heizkosten ist (z. B.
durch Strom- oder Gasboiler) ist ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 7 SGB I
anzuerkennen. Die H6he des Mehrbedarfs ist den fachlichen Hinweisen
zu § 21 SGB Il Rz. 21.44 zu entnehmen.

Nachtspeicher-

Bei Betrieb von Nachtspeicherheizungen wird im Regelfall eine Trennung

heizung zwischen Heizstrom (NT-Tarif) und Haushaltsstrom (HT-Tarif)

(22.82) vorgenommen. Die Aufwendungen fur den Haushaltsstrom bleiben als
Heizkostenbedarf unberucksichtigt. Die Aufbereitung des Warmwassers
erfolgt im Regelfall durch einen Durchlauferhitzer; wegen der insoweit
gegebenen dezentralen Warmwasserbereitung sind grundsatzlich die
sich nach 8§ 21 Abs. 7 SGB |l ergebende Mehrbedarfe zu beriicksichtigen.

Heizstrom Die als ,NT“ erfassten Kosten sind grundsatzlich als Heizkostenaufwand

(22.83) zu berucksichtigen. Soweit der auf die Heizung entfallende Stromanteil
nicht gesondert ausgewiesen ist, ist die regelbedarfsrelevante
Verbrauchsausgabe fur Haushaltsenergie (vgl. Fachlichen Hinweisen zu
8 20 SGB Il Rz. 20.2) pro BG-Mitglied in Abzug zu bringen.

Heizkosten- Es ist zu prufen, ob und inwieweit Kosten fur Warmwasser bei den

abrechnung monatlichen laufenden Leistungen fir KdU bericksichtigt wurden. Soweit

(22.84) sich aus der Verbrauchsabrechnung ein —im Vergleich zur Summe der
bislang berlcksichtigten Warmwasserkosten im Abrechnungszeitraum —
hoherer (konkret gemessener) Aufwand fur Warmwasser ergibt, ist zu
prufen, ob der Mehraufwand als tatsachlicher notwendiger Bedarf zu
bertucksichtigen ist.

Zahlung der Eine unmittelbare Uberweisung der Miete durch das Jobcenter

Miete bzw. Wittelsbacher Land an den Vermieter kann grundsatzlich jederzeit

Energieab- einvernehmlich mit dem Leistungsberechtigten vereinbart werden. Im

schlage an den

Vermieter bzw.

Energieversor-
ger
(22.85)

Ubrigen sind die Leistungen fiir Unterkunft und/oder Heizung direkt an
den Vermieter bzw. Energieversorger zu zahlen, soweit die
zweckentsprechende Verwendung der auf die Kosten der Unterkunft und
Heizung entfallenden Hilfe durch den Hilfebedurftigen nicht sichergestellt
ist (diesbezlglich missen konkrete Zweifel an einer zweckkonformen
Verwendung der Leistung bestehen). Die Entscheidung hieriiber ist ein
Verwaltungsakt (zuvor Anhoérung erforderlich).

Eine zweckentsprechende Verwendung der Miete ist insbesondere nicht

sichergestellt, wenn

e Mietriickstdnde bestehen, die zu einer fristlosen Kiindigung des
Mietverhaltnisses berechtigen
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e Energiekostenriickstande bestehen, die zu einer Unterbrechung der
Energieversorgung berechtigen

e Konkrete Anhaltspunkte fur ein krankheits- oder suchtbedingtes
Unvermdgen der/des Leistungsberechtigten bestehen, die Mittel
zweckentsprechend zu verwenden

e Konkrete Anhaltspunkte dafur bestehen, dass ein im
Schuldnerverzeichnis eingetragener Leistungsberechtigter die Mittel
nicht zweckentsprechend verwendet

Zahlung an
Vermieter bei
Sanktion
(22.86)

Bei einer Leistungskirzung um mindestens 60 % des maf3gebenden
Regelbedarfes ist die Direktauszahlung — beschrénkt auf die bei der
Bedarfsberechnung bertcksichtigten Unterkunftskosten - an den

Vermieter kraft Gesetzes der Regelfall (§ 31a Abs. 3 Satz 3 SGB II).

Dies gilt insbesondere dann, wenn Hinweise bzw. Erkenntnisse darauf
vorliegen, dass in den letzten beiden Jahren die vom Leistungs-
berechtigten dem Vermieter bzw. Energieversorger geschuldeten
Monatsmieten bzw. monatlichen Energieabschléage nicht oder nicht
regelmaRig entrichtet wurden (und ggf. eine Hilfe zur Ubernahme von
Miet- bzw. Energieschulden erforderlich war).

Wohneigentum
(22.87)

Die Kosten fiir Eigenheimbesitzer sind spitz abzurechnen. ’

Zur Feststellung der Angemessenheit der Kosten der Unterkunft bei
Eigenheimen ist ein Vergleich zu treffen zwischen der im drtlichen
Vergleichsraum angemessenen Jahresbruttokaltmiete fir vergleichbare
Mietwohnungen und der im Kalenderjahr anfallenden,
berticksichtigungsfahigen Gesamtkosten des Eigenheimes. Werden
Kosten der Unterkunft in einer Summe fallig, sind sie als aktueller,
tatsachlicher Bedarf im Zeitpunkt ihrer Falligkeit zu bertcksichtigen. Die
Kosten sind nicht auf lAngere ZeitrAume aufzuteilen und es sind keine
Durchschnittswerte zu bilden.

Belastungen
(22.88)

Zur Ermittlung der Belastungen kann auf die Regelung des § 7 Abs. 2
Satz 1 der Verordnung zur Durchfihrung des § 82 SGB XIlI
zurlUckgegriffen werden.

Zu den notwendigen Ausgaben zahlen somit

Schuldzinsen,

Grundsteuer und

dauernde Lasten sowie

Heizkosten wie bei Mietern.

Der Erhaltungsaufwand und

sonstige Aufwendungen zur Bewirtschaftung des Haus- und
Grundbesitzes. Hinzu kommen

" BSG-Urteil vom 22.08.2012, B 14 AS 1/12 R
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e Leistungen zur Abgeltung der Ublichen Nebenkosten, wie sie auch bei
Mietwohnungen entstehen (Eicher/Spellbrink, a. a. O, RdNr. 26 zu §
22 SGB II).

Die Angemessenheit von Wohneigentum beurteilt sich hinsichtlich der
Aufwendungen nach der Entscheidung des BSG nicht anders als bei
Mietwohnraum. So sind Zinsen fur den Kredit, mit dem ein Haus
finanziert wurde nur bis zur Hohe der ortstiblichen Miete einer Wohnung
von angemessener GrofRe zu tbernehmen. Dies gilt auch fur die Heiz-
und Nebenkosten. Auch hier orientieren sich die Kosten an den Kosten,
einer angemessen grofRen Mietwohnung.

KdU-Rechner

Die Berechnung der Ubernahme der Unterkunftskosten bei Wohneigen-

Eigentum tum ist mit dem Rechner ,S02233 Il Unterkunftskostenberechnung ElI-
GENTUM “ durchzufihren und ein Ausdruck der Berechnung in die
Leistungsakte abzulegen. Der Rechner ist unter folgenden Pfad hinterlegt:
\\Dst.baintern.de\dfs\811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\VORDRUCKE\Word\SGB_11\Kdu

Berechnung Fir die Erhebung der samtlicher Kosten der Unterkunft nach Falligkeit

KdU nach steht die Tabelle 2 der o. Unterkunftskostenberechnung zur Verfigung.

Falligkeit Zu beachten ist, dass in der Regel nur die Monate der anstehenden

(22.89) Bewilligung zu befillen sind.

Wenn im 2. Schritt die Unangemessenheit der Kosten der Unterkunft
festgestellt wurden und bei der Einzelfallprifung keine besonderen
Grinde festgestellt wurden, die gegen eine Absenkung sprechen wurden,
sind die KdU in der Regel nach 6 Monaten abzusenken (vgl. KdU-
Richtlinie Rz. 22.12 ff.).

In Tabelle 2 kreuzen sie an, in welchen Monaten eine Absenkung
erfolgen soll (blaues Feld). Der Rechner nimmt die Absenkung
prozentual zur festgestellten Unangemessenheit der Bruttokaltkosten des
Eigenheims vor. Wurde z. B. im Schritt 2 eine Unangemessenheit von 17
Prozent bei den Bruttokaltkosten des Eigenheims festgestellt, werden
samtliche Kosten der Unterkunft (mit Ausnahme der Heizkosten) ab dem
Zeitpunkt der Absenkung prozentual um 17 Prozent gekurzt.

Das Tabellenblatt 3 des Rechners gibt eine Ubersicht welche Kosten fir
welche Monate anfallen und in die Leistungssoftware zu erfassen sind.

Sollten einzelne Posten der Kosten der Unterkunft in Hohe oder Falligkeit
nicht im Voraus bekannt sein, ist der Bescheid vorlaufig zu erstellen und
nach Vorlage der tatsachlichen Kosten endgultig zu verbescheiden.

Eine Verrechnung von Monaten in denen das Jobcenter Wittelsbacher

Land zu viel gezahlt hat mit Monaten in denen es zu wenig gezahlt hat,
scheidet mangels Rechtsgrundlage aus (siehe BSG vom 29.11.2012, B
14 AS 36/12 R, Rn. 14).
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Zinsen
(22.90)

Zinsen gehoren grundséatzlich zu den notwendigen Ausgaben, die im
Rahmen der Leistungsgewahrung als Unterkunftskosten berlcksichtigt
werden kdnnen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob es sich um Zinsen
handelt, die fur ein Darlehen zum Kauf eines Eigenheims anfallen oder
um solche, die wegen einer vor Erstbezug erfolgten Sanierung oder
Modernisierung eines bereits vorhandenen Eigenheims anfallen (Eicher
Spellbrink, a. a. O, RdNr. 26 zu § 22 SGB II).

Tilgung
(22.91)

Tilgungsraten dienen anders als die Darlehenszinsen eindeutig der
Vermoégensbildung und sind also solche grundsatzlich nicht als Bedarf
anzuerkennen.

Ausnahme
(22.92)

Nach der Entscheidung des BSG vom 18.06.2008 (B 14/11b AS 67/06 R)
kommt eine Ubernahme von Tilgungsraten jedoch dann ausnahmsweise
in Betracht, wenn das Haus oder die Eigentumswohnung von den
Leistungsbeziehern selbst genutzt wird und er/sie andernfalls ge-
zwungen ware(n), die Wohnung/Haus aufzugeben. Eine Ubernahme
kommt dann bis zur Hohe der angemessenen Unterkunftskosten bei
Mietwohnungen in Betracht.

Die Ubernahme von Tilgungsraten ist an folgende Tatbestandsvor-
aussetzungen geknupft

e Der Verlust der selbstgenutzten Eigentumswohnung muss (Nachweis)
drohen,

e Die Kosten in Form der Tilgungsleistungen zur Erhaltung des
Wohnraumes muissen unvermeidbar sein, d. h. der
Leistungsberechtigte muss deshalb vor Inanspruchnahme staatlicher
Leistungen alles unternehmen, um die Tilgungsverpflichtung wahrend
des Bezuges von Grundsicherungsleistungen so niedrig wie mdglich
halten (z. B. Absenkung der Tilgungsleistungen bei der Bank bean-
tragen),

¢ Die Zahlung von Tilgungsraten muss (nhachgewiesen) unverzichtbar
sein, d. h. die Méglichkeit einer Tilgungsaussetzung oder —streckung
ist nicht mdglich.

Sind die oben angefiihrten Tatbestandsvoraussetzungen erfullt, kbnnen
neben den Schuldzinsen auch ausnahmsweise Tilgungsleistungen (bis
zur Hohe der Angemessenheit der Kosten der Unterkunft (MafR3stab:
Kaltmiete) ibernommen werden.

Sonstige
Aufwendungen
(22.93)

Zu den Kosten der Unterkunft zahlen weiter insbhesondere:

e Grundsteuer

e Sonstige offentliche Ausgaben (Versicherungsbeitrage zur
angemessenen Gebaudeversicherung, Brandversicherung etc.)

e Erbbauzinsen

¢ Nebenkosten wie bei Mietwohnungen (Mullabfuhr, Wasser, Abwasser
etc.).
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Hausgeld und
Instandhaltung
srucklage
(22.94)

Zu den Kosten der Unterkunft zahlen alle Aufwendungen, die der
Leistungsberechtigte als mit dem Eigentum unmittelbar verbundene
Lasten zu tragen hat (8 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VO zu § 82 SGB XIlI).
Gemal § 21 Wohneigentumsgesetz (WEG) steht die Frage der Bildung
einer Instandhaltungsriicklage nicht zur Disposition des einzelnen
Eigentimers. Die Wohnungseigentiimerversammlung beschliel3t fur
samtliche Mitglieder bindend tber die zu bildenden Rucklagen fur die
ordnungsgemalie Instandhaltung und Instandsetzung des
Gemeinschafteigentums. Die Instandhaltungsriicklage ist daher als
Bedarf anzuerkennen. Die Hohe der Instandhaltungsricklage ist
gesetzlich nicht geregelt.

Aufwendungen
far
Instandhaltung
und Reparatur
bei selbst
bewohnten
Wohneigentum
(22.95)

Nach § 22 Abs. 2 Satz 1SGB Il in der ab dem 01.04.2011 gultigen
Fassung werden als Bedarf fur die Unterkunft auch unabweisbare
Aufwendungen fur Instandhaltung und Reparatur bei selbst bewohntem
Wohneigentum im Sinne des § 12 Abs. 3 Satz 1 Nummer 4 SGB I
anerkannt, soweit diese unter Bertcksichtigung der im laufenden sowie
den darauf folgenden 11 Kalendermonaten anfallenden Aufwendungen
insgesamt angemessen sind anerkannt.

Die Einfigung dieser Norm konkretisiert die zu diesem Thema bereits
ergangene Rechtsprechung, wonach wertsteigernde Reparaturen und
Instandhaltungen ausgeschlossen sind.

Bedarf fur die
Unterkunft ist
MaRstab fir
Zuschuss
(22.96)

Nach standiger Rechtsprechung des BSG mussen Eigentimer und
Mieter bei der Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen fir
Unterkunft und Heizung nach den gleichen Grundsatzen behandelt
werden.

Somit bildet bei der Anerkennung von o. g. Instandhaltungs-. und
Reparaturkosten die maximal angemessene Kaltmiete den
Berechnungsmalf3stab, bei der Berechnung des Zuschusses (dieser Tell
ist nicht zurliickzuzahlen!) nach § 22 Abs. 2 Satz 1 SGB II.

Unabweisbare

Dieser Bedarf (an unabweisbaren Aufwendungen fir Instandhaltung und

Aufwendungen | Reparatur) muss auch tatsachlich anfallen. Unabweisbar sind dabei nur
far Instand- zeitlich besonders dringliche Aufwendungen, die absolut unerlasslich
haltung und sind, also keine Baumal3nahmen, die eine Modernisierung (und damit
Reparatur verbunden Wertsteigerung) der Immobilie darstellen.

(22.97)

selbst Die Immobilie, fiir die die Ubernahme des Zuschusses und ggf. des
bewohntes Darlehens beantragt wird, muss geschutztes Vermdgen im Sinne des §

Wohneigentum
im Sinne des §
12 Abs. 3.Satz 1
Nr.4 SGB 11
(22.98)

12 Abs. 3 Satz 1 Nummer 4 SGB Il darstellen, d. h. es muss sich um
angemessenes Wohneigentum handeln (siehe hierzu die fachlichen
Hinweise der BA zu § 12 SGB Il). Handelt es sich um kein geschutztes
Vermdogen in diesem Sinne oder wird gar die Immobilie nicht selbst
bewohnt, ist der Antrag mit entsprechender Begrindung abzulehnen.
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Darlehen
als Kann-
leistung
(22.99)

Sofern unabweisbare Instandhaltungs- bzw. Reparaturkosten beantragt
werden, und sich diese auch auf die Gewahrung eines Darlehens
erstrecken, obliegt die (Ermessens)Entscheidung hierzu der Teamleitung
passiv.

Richtlinien fur die Ubernahme von Instandhaltungs- und Reparaturkosten
nach dem WoGG werden sinngemalf3 angewendet.

Heizkosten bei

Tatsachliche Heizkosten werden nach 8 22 SGB |l Gibernommen, soweit

Eigenheim sie angemessen sind. Weitere Ausfuhrungen siehe Rz. 22.46 ff.
(22.100)

Leibrenten- Eine Leibrente, die zum Erwerb eines Eigenheims zu entrichten ist,
zahlung gehort nicht zu den laufenden Kosten der Unterkunft, sondern stellt den
(22.101) Kaufpreis dar und dient damit der Vermdgensbildung. Sie kann damit

nicht tbernommen werden.

Senkung der
Kosten der
Unterkunft
(22.102)

Grundsatzlich sind auch LE, die ein Eigenheim bewohnen verpflichtet, die
Kosten der Unterkunft bei einem Uberschreiten der Hochstangemessen-
heit zu senken. Insbesondere bei Eigenheimen kann dies auch durch
Untervermietung geschehen. Lassen sich die Kosten der Unterkunft
durch Untervermietung nicht ausreichend absenken, so besteht aber
auch die Verpflichtung zum Umzug in eine angemessene Unterkunft.
Soweit ein Leistungsempfanger nur noch die angemessenen KdU erhalt,
besteht daher die Moglichkeit, dass das Wohneigentum nicht erhalten
werden kann, der Leistungsempfanger somit indirekt gezwungen wird, an
sich geschitztes Vermdgen zu veraul3ern.

Sechs-Monats-
Frist

Der Umstand, dass an sich geschiitztes Vermdgen in diesem Fall
veraul3ert werden musste, steht jedoch einer Absenkung der KdU nach

(22.103) einem Zeitraum von bis zu sechs Monaten (8§ 22 Abs. 1 Satz 3 SGB 1)
nicht entgegen. Grundsatzlich ist auch eine Ausweitung der ,Sechs-
Monats-Frist“ nicht geboten.

Aushahme Dennoch ist es aufgrund der besonderen Bedeutung des Wohneigen-

(22.104) tums, auch z.B. fir die Alterssicherung angezeigt, im Einzelfall eine
hiervon abweichende Entscheidung zu treffen.
So kann es z.B. bei einem Leistungsberechtigten, der in absehbarer Zeit
das Rentenalter erreicht und aufgrund der zu erwartenden Rente in der
Lage ist, seinen Lebensunterhalt unabhéngig von Sozialleistungen zu
bestreiten, gerechtfertigt sein, auch Uber einen Zeitraum von sechs
Monaten hinaus, unangemessene KdU zu tibernehmen (vgl. hierzu
NOMOS, RdNr. 60 zu § 22 SGB II).

Verbrauchs- Ist vereinbart, dass der Hilfebedurftige auf die Nebenkosten eine

kostenabrech- | Vorauszahlung leistet, so muss der Vermieter einmal jahrlich tber die

nungen entstandenen Kosten Rechenschaft ablegen. Schliel3t die

(22.105)
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Nebenkostenabrechnung mit einer Forderung des Vermieters, kann der
Hilfebedurftige die Ubernahme der Nachzahlung beantragen.

Falligkeit
(22.106)

Eine Ubernahme scheidet von vornherein aus, wenn die Forderung
bereits vor Beginn der SGB Il — Leistungen fallig war (vgl. 8 37 SGB 1)
oder wenn die Forderung entstanden ist, weil der Leistungsberechtigte
seine Vorauszahlungen nicht oder nur teilweise gezahlt hat;
Voraussetzung ist ein aktueller Bedarf bei Antragstellung (LSG NRW,
14.11.2008, L 7 B 262/08 AS). Der Nachzahlungsbedarf entsteht zum
Zeitpunkt der Falligkeit. Es kommt nicht darauf an, ob der
Leistungsberechtigte fur den Abrechnungszeitraum auch SGB Il —
Leistungen erhalten hat.

Prufreihen-
folge
(22.107)

Zuerst ist die RechtméaRigkeit der Forderung zu prifen und dann der
Umfang des Unterkunftsbedarfs.

Form
(22.108)

Es handelt sich um eine rechtmalige Forderung des Vermieters, wenn
eine ordnungsgemalie Abrechnung vorliegt. Die Abrechnung muss
geordnet die Ausgaben zusammenstellen, d. h. sie muss Ubersichtlich
gegliedert und verstandlich sein. Sie muss die einzelnen Kostenarten
enthalten, die Gesamtbetréage hierfir, den Verteilerschlissel und die
Kosten des einzelnen Haushaltes. Bei verbrauchsabhangigen Kosten
kénnen auch die Angaben tUber Menge und Wert gefordert werden.

Frist
(22.109)

Die Frist endet 12 Monate nach Ende des Abrechnungszeitraumes. Die
12-Monats-Frist ist nur eingehalten, wenn die Abrechnung dem Mieter
innerhalb der Frist zugeht, ein rechtzeitiges Absenden wahrt die Frist
nicht (BGH, 21.01.2009, VIII ZR 107/08). Das heif3t, dem Mieter muss die
Abrechnung bis zum letzten Tag der Frist zugehen, der Vermieter muss
im Streitfall den Zugang beweisen. Endet der Abrechnungszeitraum
beispielsweise am 31.12.2010 muss der Mieter die Abrechnung bis
spatestens 31.12.2011 erhalten haben. Uberschreitet der Vermieter diese
Abrechnungsfrist, kann er vom Mieter grundsatzlich keine Nachzahlung
mehr verlangen. Der Mieter kann jedoch eine Abrechnung und die
Auszahlung eines eventuellen Guthabens verlangen. Eine Ausnahme
besteht fir den Fall, dass der Vermieter ohne eigenes Verschulden daran
gehindert war, fristgerecht abzurechnen, zum Beispiel, weil er selbst die
Abrechnung eines Versorgungsunternehmens noch nicht erhalten hat.
Die Beweislast fUr das fehlende Verschulden liegt beim Vermieter.

Die Berechnung der Verbrauchskostenabrechnung ist in der Akte zu
dokumentieren. Es ist folgender Rechner zu verwenden: S02234 1
BuHAbrechnung2011, abgelegt unter folgenden Pfad
\\N0003811\Ablagen\D81102-ARGE-Wittelsbacher-
Land\Leistung2011\VORDRUCKE\Word\SGB_11\Kdu

Zeitraum
(22.110)

Der Vermieter muss den Abrechnungszeitraum genau abgrenzen, also
etwa schreiben: ,Abrechnung fur die Zeit vom 1.04.2010 bis 31.03.2011%
Nur Kosten, die in diesem Zeitraum angefallen sind, darf er abrechnen.
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Der Vermieter darf die Betriebskosten maximal fur ein Jahr abrechnen; er
muss aber nicht Gber ein Kalenderjahr (01.01. — 31.12.) abrechnen. Ein
Abrechnungszeitraum von weniger als einem Jahr ist zulassig.
Unzulassig ist eine Abrechnung fur mehr als 12 Monate. Zieht der
Hilfebedurftige wahrend einer Abrechnungsperiode aus, darf er nur
anteilig mit Nebenkosten belastet werden.

Gesamtkosten
(22.111)

Der Vermieter muss die Gesamtkosten zusammenstellen, die in der
Abrechnungsperiode angefallen sind. Er muss sie einzeln auflisten. Es
genugt z. B. nicht die pauschale Bezeichnung ,stadtische Gebuhren®,
sondern diese sind nach Mdullabfuhr, StralRenreinigung, Abwasser, etc.
aufzugliedern. Es muss ohne weiteres ersichtlich sein, dass die
Abrechnung nur die Kosten enthalt, die im Mietvertrag oder in der
Betriebskostenverordnung aufgezahlt sind. Bei Wasser ist der Zahlerstand
zu Beginn und am Ende der Abrechnungsperiode anzugeben, sowie der
Einzelpreis je Kubikmeter. Der Vermieter muss grundsatzlich die
Nebenkosten fir ein einzelnes Haus feststellen, soweit dies moglich ist.
Ausnahme: Wirtschaftseinheiten im sozialen Wohnungsbau.

Umlagefahige
Kosten

Liegt die ordnungsgemé&f3e Abrechnung vor, ist zu prifen, in welchem
Umfang der Unterkunftsbedarf zu decken ist. Der Vermieter darf folgende

(22.112) Kosten abrechnen:
e Grundsteuer
e Wasser/Abwasser
e Kehr- und Winterdienst
e Millentsorgung
e Hausreinigung
e Gartenpflege
e Beleuchtung/Allgemeinstrom
e Kaminkehrer
e Sach- und Haftpflichtversicherungen des Gebaudes gegen Feuer-,
Sturm- und Wassersschaden, Glasversicherung,
Haftpflichtversicherung fir das Geb&ude, Oltank, Aufzug. Nicht dazu
gehort: Rechtschutzversicherung des Vermieters
e Hausmeister
¢ Umlageausfallwagnis
e Pauschale fur Schonheitsreparaturen wenn durch Mietvertrag
wirksam vereinbart
e Fernsehen (bei einer Gemeinschaftsantenne Kosten fr
Betriebsstrom, Prufung, Miete einer Antennenanlage) bzw.
Kabelfernsehen
Kabelfern- Bei den Gebuhren fur den Kabelanschluss ist danach zu differenzieren,
sehen ob diese vom Vermieter zwingend verlangt werden. Nur in diesem Fall
(22.113) stellen sie einen unausweichlichen Nebenkostenfaktor der konkreten

Wohnung dar und durfen deshalb aus den anzuerkennenden
Unterkunftskosten nicht heraus gerechnet werden (BSG, 19.02.2009, B 4
AS 48/08 R; LSG BWAB, 24.05.2007, L 7 AS 3135/06).
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Garage (22.114)

Die Miete fur eine Garage oder einen PKW-Stellplatz kann im Einzelfall
als Unterkunftskosten ibernommen werden, wenn diese Aufwendungen
zwingend mit der Anmietung einer Wohnung verbunden sind, sich der
Leistungsberechtigte nicht von den Kosten befreien kann und der
Richtwert trotz der Berucksichtigung der Aufwendungen nicht
Uberschritten wird (BSG, 07.11.2006, B 7b AS 10/06 R).

Unterver-
mietung
Garage/Stell-
platz (22.115)

Von den Kosten befreien kann sich der Hilfebedurftige, wenn er z. B. die
Garage separat kiindigen kann oder eine Untervermietung rechtlich und
tatsachlich maoglich ist (SG Freiburg, 01.02.2008, S 12 AS 2614/06).

Verfahren Den angemessenen Nebenkosten sind die Nebenkosten

(22.116) gegenuberzustellen, die bei der Leistung im Abrechnungszeitraum bereits
bertcksichtigt wurden.

Rechner Die Berechnung der Ubernahme der Nebenkostenabrechnung ist mit

Nebenkosten- dem Rechner S02234 1l BuH-Abrechnung durchzufuhren und ein

abrechnung Ausdruck der Berechnung in die Leistungsakte abzulegen. Der Rechner

ist unter folgenden Pfad hinterlegt. \N0O003811\Ablagen\D81102-ARGE-
Wittelsbacher-Land\Leistung2011\VORDRUCKE\Word\SGB [\Kdu

WEGFALL des
Zuschuss nach
§ 27 Abs. 3
SGB Il zu den
Kosten der
Unterkunft und
Heizung bei
Bezug von
BAf6G /BAB/
Ausbildungs-
geld (22.117)

Mit Gesetzes-Anderung zum 01.08.2016 ist der Zuschuss nach § 27 Abs.
3 SGB Il weggefallen. Der urspringliche Absatz 3 wurde aufgehoben und
der bisherige Absatz 4 (Hartefallregelung) wurde zum Absatz 3. Somit
wurden die Regelungen dieser (alten) Richtlinien Rd-Ziffern 22.61 —
22.64 ebenfalls aufgehoben.

Inkrafttreten der Richtlinien:

Diese Richtlinie zu § 22 SGB Il tritt mit Wirkung vom 01.08.2016 in Kraft. Die
veralteten Anweisungen dirfen nicht mehr angewandt werden.

Die Verantwortlichkeit fur Aktualitdt und Rechtmalligkeit der Richtlinie liegt beim
Jobcenter. Insoweit wird die Verwaltung des Jobcenters Wittelsbacher Land
erméachtigt, laufende Anpassungen an der Richtlinie vorzunehmen. Anderungen
grundsatzlicher Art werden dem Landkreis Aichach-Friedberg zur Zustimmung

vorgelegt.
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Aichach, 09.08.2016
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